
PROTOKOLL 
i.iber die 26, ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadt Steyr, am Freitag, 

den 16. Dezember 1960, im Rathaus, 1. Stock rückwärts, Gemeinderatsitzungssaal. 

Beginn der Sitzung: 16, 00 Uhr 

Cffentliche Sitzung 

Vorsitzender: 
Bürgermeister Josef Fellinger 

Bürgermeister- S te 11 vertreter: 
Fra!\Z Paulma yr · 
Michael Sieberer 

Die Stadträte: 
Altbürgermeister Ing. Leopold Steinbrecher 
Alois Besendorfer 
Franz Enge 
Alois Huemer 
August Moser 
Anton Neumann 
Vinzenz Ribnitzky 
Hans Schanovsk~ 

D i e Gemeinderlte: 
Hans Ebmer 
Rudolf Fürst 
Anton Hochgatterer 
Josef Hochmayr 
Franz Hofer 
Johann Holzinger 

Anwesend: 

- 69 -

Margarete Kalis 
Johann Knogler 
Franz Küpferling 
Erwin Marreich 
Maria Nigl 
Jullus Nowak 
Leopold Petermair 
Prof. Stefan Radinger 
Johann Radmoser 
Ing. Johann Schinko 
Franz Schmidberger 
Friedrich Stahlschmidt 
Ludwig Wabitsch 
Alois Wally 
Leopold Wippenberger 

Vom Amte: 
Magisttatsdirektor Dr. Karl Enzelmüller 
Amtsrat Josef Dambachmayr 
Amtsrat Ferdinand Mayrhofer 

P rotokol lfü hrer: 
VK Alfred Eckl 
VB llse Schausberger 



TAGESORDNUNG 

Berichterstatter Bürgermeister-Stellvertreter MICHAEL SIEBERER: 

1) Rp-6617/1958 Erhöhung der Verpflegskostensätze im Zentralaitersheim. 

Berichterstatter Stadtrat HANS SCHANOVSKY: 

2) Ha-6188/1959 

3) Ha-4754/1960 

Genehmigung des Nachtragsvoranschlages 1960. 

Genehmigung des Voranschlages 1961. 

4) Ha- 146/1957 
Ha-3587 /1960 
Ha-4212/1960 
Ha-4206/1960 

Gewährung eines Vorfinanzierungsdarlehens an die Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft m. 

5) ÖAG-7878/1960 
St. Unt. 

b.H. der Stadt Steyr. . . 

Erwerb von Miteigentumsanteilen im Hochhaus Färbergasse 7. 

6) Ha-8607/1958 Reduzierung eines Darlehens an die Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH der Stadt 
Steyr für den Bau des Hochhauses Färbergasse 7. 

Berichterstat t er Stadtrat ALOIS BESENDORFER: 

7) Prll.s-404/1960 Bestellung eines gemeinderätlichen Wohnungsausschusses. 

8) Zl. 2033/1952 Aufhebung des GR-Beschlusses betr. die Benützung von öffentlichem Gemeindegut und dem 
da!'llber befindlichen Luftraum. 

Bü r ge r meister J osef Fe llinge?: 
Sehr geehrte Damen und Herren: 

Ich begrüße Sie zu der. letzten im heurigen Jahre 
stattfindenden Sitzung auf das herzlichste. Die Beschluß
fähigkeit ist gegeben. 

Entschuldigt sind Herr. Stzdtrat Schachinger, Frau 
Gemeinderat Pammer und die Gemeinderäte Baumann 
und Zöchling. 

Zu Pro!Dkollprüfem werden die Herren Gemein
deräte Wabitsch und Stahlschmidt vorgeschlagen. 

In der Abwicklung der Tagesordnung · bitte ich 
Hemi Vizebürgermeister Sieberer zum Bericht: 

Bürgermeister- S te 11 vertre ter 
Sieberer: 
Sehr geehner Gemeinderat: 

Mein erster Antrag betrifft: 

1) Rp-6617/1958 

Micha'el 

Neufestsetzung der Verpflegskostensltze, Regiebei
träge und des Betreuungszuschlages im Zentralalters
heim. 

Antrag des Stadtrates und des Fürsorgeausschusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1. In Ablnderung des Gemeinderabbeschlusses vom 8. 

7. 1955, F-2497/54, werden die Verpflegakosten
sitze im atlldtischen Zentralaltenheim mit Wirkung 
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vom 1. Jänner-1961 wie folgt neu festgesetzt: 
a) Für die Unterbringung in einem 

Einbettzimmer tägl. S 28, --
b) für die Unterbringung in einem 

Zweibettzimmer · S 22, --
c) für die Unterbringung in einem 

Mehrbettzimmer bzw. in ei -
nem Mansardenzimmer 
und 

d) für die Unterbringung in der 
Pflegebedürftigenabteilung 
S 21, -- und S 4, -- Betreu
ungszuschlag, 
zusammen 

2. In Ablnderung des Gemeinderats
beschlusses vom 6. 12. 1955, F-
2497/54, wird der Regiebeitrag 
während der Abwesenheit eines 
Pfleglings aus dem Zentralalters
heim ab 1. Jänner 1961 neu fest
gesetzt und zwar: 
Für Personen in einem Einbett-

zimmer tllgllch mit 
für Personen in einem Zweibett
. zimmer täglich mit 
für Personen in Mehrbettzimmer 

und Mansardenzimmer täglich 
mit 

S 19, --

S 25, --

S 11, --

S 7, --

s 5. --



In · der Pflegebedürftigenabteilung richtet sich der 
R.egiebeitrag nach vorstehenden Sitzen, je nach 
Unterbringung. 

3. Absatz 2 des Punktes 15 der Hausordnung ftlr das 
Zentralaltersheim (Gemeinderatsbeschluß vom 13. 
4. 1956, F-6667/55, mit Beschluß des Amtes der 
o.O. Landesregierung vom 17 .12. 1956 genehmigt) , 
wonach für insgesamt 4 Wochen Abwesenheit eµies 
Pneglings vom Zentralaltersheim keine Kosten zu 
bezahlen sind, hat mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 
1961 zu entfallen. 

Ich ersuche um die Annahme dieses Antrages. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Wünschen Sie zu diesem Antrag das Wort? Herr 

Stadtrat Moser bitte: 

Stadtrat August Moser: 
Sehr geehrter Gemeinderat: 

Wir finden diesen Antrag als unangebracht und 
zwar aus dem Grunde, weil wir der Auffassung sind, 
daß die Gemeinde nicht unbedingt auf dem Standpunkt 
stehen muß. daß bestimmte Einrichtungen - das Al
ter.sheim ist davon eine der wichtigsten und eine auf 
die wir sehr stolz sein können - unbedingt kostendek
kend sein müssen. Es gibt eben Gebiete für die das Ge
meinwesen zu sorgen hat und wir sind der Ansicht, daB 
dies eines der vordringlichsten ist. 

Wir wissen auch, daß jetzt durch eine bescheide
ne Rentenerhöhung der Eine oder Andere diese Kosten
erhöhung schmerzloser tragen kann, aber im Großen 
und Ganzen sollen wir doch unseren alten Leuten, die 
seinerzeit dazu beigetragen und mitgeholfen haben, al
le diese Werke - das heißt die Voraussetzungen dazu -
zu schaffen, ihren Lebensabend nicht allzu schwer ma
chen, besonders in finanzieller H~icht nicht. Es sind 
ja nicht a.lle so glücklich, daß sie eine nennenswerte 
Erhöhung bekommen. Es gibt, wenn man die Einzel
fälle durchrechnet, ohne Zweifel welche, denen von 
den in den gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen 
20 -,, sehr wenig oder nichts übrig bleibt. Deshalb sind 
wir der Auffassung, daß diese Erhöhung nicht vorgenom
men werden soll und daß die Gemeinde diesen Passiv
posten eben aus den allgemeinen Mitteln zu tragen hät
te. Ich erkläre deshalb, wenn dieser Antrag zur Ab
stimmung kommt, daß meine Fraktion dagegen stim
men wird. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Wünscht sonst noch jemand das Wort? Herr Vize

bürgermeister Sieberer bitte: 

Bürgermeister - Stellvertreter Michael 
Sieberer: 
Sehr geehrter Gemeinderat: 

Sicherlich ist manches Vorgebrachte begründet, 
nur ist. wie Sie aus dem Antrag enehen, seit 8.7.1955, 
also seit 5 Jahren. keine Regelung der VerpflegsgebUh
ren durchgeführt worden und der Abgang wuchs daher 
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von Jahr zu Jahr. Trotz der Neuregelung der Verpflegs· 
kosten, die zwischen S 380 000, -- und S 400 000, -
einbringen wird, ist im Budget, das wir in einem der 
nächsten Punkte beraten werden, noch ein Abgang von 
S 650 000, -- ausgewiesen. Wir sind deshalb der Mei
nung, daB es notwendig ist, die vorgeschlagene Rege
lung durchzuführen, da ein noch höherer Abgang von 
der Gemeinde nicht mehr getragen werden könnte. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Es liegt keine Wortmeldung mehr vor und ich darf 

Sie um die Abstimmung bitten. 
Wer mit dem Antrag des Referenten einverstanden 

ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die Ge
genprobe bitte? - Der Antrag ist gegen 3 Stimmen an
genommen. (Sämtliche Gemeinderatsmitglieder, mit 
Ausnahme von Stadtrat Moser, Gemeinderat Schmid
berger und Frau Gemeinderat Nigl, stimmen für den 
Antrag): 

Zum zweiten Tagesordnungspunkt bitte ich Herrn 
Stadtrat Schanovsky zum Wort: 

Berichterstatter Stadtrat Hans Schanovs
ky: 
Sehr geehrter Gemeinderat: 

Im Laufe des Jahres 1960 haben sich gegenüber 
dem Voranschlag erhebliche Abweichungen ergeben. 
Um die Übersicht über die Gebarung aufrecht zu erhal· 
ten ist es daher erforderlich, einen Nachtragsvoran
schlag zu erstellen. 

Der vorgelegte Entwurf hiezu ände.:t oder erglnzt 
die einzelnen Ansätze des Voranschlages im Si•me der 
Beschlüsse des Stadt- oder Gemeinde;:ates du.eh die 
über- oder außerplanmäßige Ausgaben bewilligt wur
den. Er berücksichtigt des weiteren bei den Pflichtaus
gaben die Änderungen durch gesetzliche Neuregelung 
(wie etwa bei der Landesumlage) oder nach Maßgabe 
des tatsächlichen Anfalls nach der bisherigen Abwick
lung (z. B. bei den Fürsorgeausgaben). Kredite, die 
über die Entschließung oder aus zwingenden Gründen 
im laufendenJahr nicht oder teilweise beansprucht wer
den, sind gestrichen oder dementsprechend gekürzt. Die 
Abgaben, Steuern und Gebühren sind im Sinne des bis
herigen, tatsächlichen Aufkommens berichtigt. Weiters 
ist vorgesehen, den Soll-Überschuß 1959 haushaltsml
ßig zu vereinnahmen und den Rücklagen zuzuführen. 

Im Endergebnis stellt der Nachtragsvor.a1aschlag 
1960 die Gesamteinnahmen und Ausgaben des ordent
lichen Haushaltes mitS 73 635 000, -- fest (lt. ursprüng
lichen Voranschlag S 65 938 000, --}, wobei dem au
ßerordentlichen Haushalt S 18 276 000, -- zugeftlhrt 
werden (lt. Voranschlag S 14 890 600, --). Die Ausga
ben des außerordentlichen Haushaltes erhöhen sich auf 
insgesamt S 32 495 000, -- (ursprünglich veranschlagt 
S 30 480 000, --). Die Erhöhung gegenüber dem Vor
anschlag ist aber lediglich durch eine Zuführung an die 
Grunderwerbsrücklage verursacht. Es handelt sich hie
bei um einen Einnahmenüberschuß aus dem An- und 
Verkauf von Liegenschaften, der zufolge einer landes
rechtlichen Bestimmung dem Vermögen zuzuführen ist. 
So weit die Zuführung aus dem ordentlichen Haushalt 
und sonstige Einnahmen nicht ausreichen, wird die vol-



le Deckung des außerordentlichen Haushalu durch eine 
Enmahme aus den Rücklagen herbeigefühn. 

Damit ist im Sinne des ursprünglichen Voran
schlages der gesamte Haushalt 1960 ausgeglichen. Per 
Saldo werden hiebei die Rücklagen ungefähr im glei
chen Maße beansprucht wie ursprünglich veranschlagt. 
Bei Berücksichtigung aller Zuführungen Wld Enmahmen 
im Jahre 1960 wird der 
anfängliche Rücklagenbestand von 
im Endergebnis um 
auf einen voraussichtlichen Bestand 

s 13 329 050, 70 
• 6 914 200, -
s 6 414 850, 70 

von -~------
am 31. 12. 1960 verminden. 

Daraus ergibt sich, daß die Mehrausgaben und 
Mindereinnahmen des Rechnungsjahres 1960 durch Mehr
einnahmen und Einsparungen ausgeglichen werden. 

Die Mehreinnahmen resultieren vor allem aus 
dem höheren Aufkommen der eigenen Steuern, einer 
Darlehensrückzahlung der GWG der Stadt Steyr für das 
Hochhaus wegen Abverkauf ins Eigentum und Rückzah
lungen auf Forderungen aus dem Heimfall des Gaswer
kes (Altbestand). Eine Mindereinnahme bedeutet der 
Entfall der Darlehensaufnahme bei der Bank für Ober
österreich und Salzburg wegen des verzögerten Baube
ginnes beim Hause Stadtplatz 25. Bei den Mehrausga
ben steht die Landesumlage mit S 4 113 000, -- an der 
Spitze, gefolgt von den Zuführungen an · Rücklagen, teils 
infolge der erhöhten Darlehensrückzahlungen (Tilgun
gen), teils infolge der nicht für Einkäufe verwendeten 
Enräge aus Liegenschaftsverkäufen. Weiters erforden 
die Restzahlung für den Ankauf der Miteigentumsantei
le im Hochhaus Färbergasse einen erheblichen Mehr
aufwand. Der veranschlagte Schuldendienst wurde fast 
zur Gänze eingespan, weil das Darlehen für das er an
gesetzt war, zum vorgesehenen Zeitpunkt nicht aufge
nommen wurde. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß sich im einzel
nen und im beschränkten Ausmaß, bis zur gänzlichen 
Abwicklung des Rechnungsjahres 1960 auch gegenüber 
den Ansätzen des Nachtragsvoranschlages Änderungen 
ergeben. Aber sie werden den durch den Nachtragsvor
anschlag fixienen Enderfolg nicht wesentlich beeinflu
Ben. 

Es ist Ihnen allen ein Exemplar des Nachtragsvor
anschlages zugegangen, dem Sie die einzelnen Details 
zu meinem Vonrag enmehmen können. 

Der Finanz- und Rechtsausschuß stellt Ihnen daher 
folgenden Antrag: 

2) Ha-6188/1959 
Genehmigung des Nachtragsvoranschlages 1960. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Beschluß des Gemeinderates der Stadt Steyr 

in der Sitzung am 21. 12. 1959, Ha-6188/59, womit 
der Voranschlag 1960 genehmigt wurde, wird im Sinne 
des Nachtragsvoranschlages für das Jahr 1960 im Ab
schnitt I wie folgt abgeänden: 
1. Der ordentliche Haushalt 

a) die Gesamteinnahmen 
von S 65 938 000, -- auf 
die Gesamtausgaben 
von S 65 938 000, -- auf 

Oberschuß/ Abgang 

S 73 635 000, --

• 73 635 000, --
s -. --
_ az ====--

b) die Reineinnahmen 
von S 59 636 700, -- auf 
die Reinausgaben 
von S 59 636 700, -- auf 

Überschuß/ Abgang 

2. Der außerordentliche Haushalt 
die Gesamteinnahmen 
von S 30 480 000, -- auf 
die Gesamtausgaben 
von S 30 480 000, -- auf 

Überschuß/ Abgang 

S 67 522 700, -

s 67 522 700, -
s 

S 32 495 000, -

s 32 495. 000, -
s 
====== 

Die übrigen Bestimmungen des Gemeinderatsbe
schlusses vom 21. 12. 1959 betreffend den Voranschlag 
für das Jahr 1960 bleiben unveränden. 

Ich bitte um Annahme dieses Antrages. 

Bürgermeister Johann Fellinger: 
Sind Sie mit diesem Antrag einverstanden? Es ist 

keine Gegenstimme zu verzeichnen. Der Antrag ist an
genommen. 

Darf ich nun um den Vortrag des Voranschlages 
1961 bitten: 

Berichterstatter Stadtrat Hans Schanovs
ky: 
Sehr geehner Gemeinderat: 

Zum 15. Mal habe ich die eh.ende Aufgabe, -lh- · 
nen einen Voranschlag vorzutragen und zwar den für 
das jahr 1961. Es ist der letzte in unserer Funktionspe
riode. 
(Stadtrat Schanovsky trägt den Vorbericht aus dem Vor
anschlag 1961 vor. - Beilage B - ) . 

Leider mußten so wie in den vergangenen Jahren 
auch für dasJahr 1961eine beachtliche Reihe von Wün
schen zurückgestellt werden, weil sie im Rahmen dieses 
Voranschlages keinen Platz finden konnten. Damit soll 
aber nicht gesagt sein, daß diesen zurückgestellten Vor
haben die Notwendigkeit und Dringlichkeit abgespro
chen wird. Selbstverständlich gibt es auf den kommu
nalen, kulturellen und sozialen Gebieten noch eine Rei
he von Aufgaben, die zu erfüllen wären, aber aufge
schoben ist nicht aufgehoben. Man darf wohl anneh
men, daß _die derzeitige Konjunktur in der Wirtschaft 
weiterhin anhalten wird. doch darf dieser Umstand nicht 
dazu verleiten, unsere bisherige Finanzpolitik zu ver
lassen und vielleicht größere Schulden zu machen, was 
Notzeiten vorbehalten bleiben soll. Unsere Haupuorge 
ist nach wie vor der Wohnbau, um welche Aufgabe wir 
mit allen AnstrengW1gen bemüht bleiben müssen, denn 
die WohnW1gsnot ist immer noch sehr groß. · 

Ich habe noch allen Mitarbeitern an diesem Vor
anschlag zu danken und dasKon~ollamt_zu bitten, über 
eine rentable Wirtsehaftlichke1t und eme ordnungsge
mäße Abwicklung der Gebarung zu wachen. . 

Sehr geschltzter Gemeinderat, ich bitte Sie, 
die bisher so gedeihliche Zusammenarbeit. die sich 
so wenvoll und zweckmäßig gestaltete, auch im kom-
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menden Jahr zum guten Erfolg ftlr unsere Stadt und die 
Bevölkerung zu üben. 

In diesem Sinne stellt Dmen der Finanz- und 
Rechtsausschuß folgenden Antrag: 

3) Ha-4754/1960 
Genehmigung des Voranschlages 1961. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
I. Als Grundlage der Finanzierung der Stadtgemeinde 

Steyr für das Verwaltungsjahr 1961 wird der Vor
anschlag 1961 genehmigt und zwar: 
1. Der ordentliche Haushalt · 

a) mit Gesamteinnahmen von S 68 150 800, --
und Gesamtausgaben von ·• 68 150 800, --

Überschuß -,--
Abgang 

b) mit Reineinnahmen von 
und Reinausgaben von 

Überschuß 
Abgang 

2. der außerordentliche Haushalt 
mit Gesamteinnahmen von 
und Gesamtausgaben von 

Abgang 
3. der Wirtschaftsp)an der_ 

Stlldt. Unternehmungen 
mit Gesamteinnahmen von 

(Ertrag) 
und Gesamtausgaben von 

(Aufwand) 
Gewinn 
Verlust 

4. der Voranschla__g_ der Kranken-
1ürso~anstalt der Stadt Steyr 

S 62 395 000, -
•. 62 395 000, ---. --
S 24 299 800, -
• 34 308 000, -
s 10 008 200. --

S 7 956 000, --

S 7 956 000, ---. --

mit Gesamteinnahmen von S 436 000,--
436 ooo. --und Gesamtausgaben von 

Überschuß 
Abgang 

-.--
II. Die Vorhaben, die einer besonderen Anordnungs

beschränkung unterliegen (bA) können nur in dem 
Maße durchgeführt wer<!en, als eine Bedeckung ge
geben ist bzw. durch Einsparungen oder Mehrein
nahmen gefunden wird. 

Als gegenseitig deckungsfllhig werden die mit 
den Sammelnachweisen zu verrechnenden Ausga
ben erklärt (Personalaufwand, allgem. Amtserfor
dernisse, Geblludeerhaltungs- und Gebludebenüt
zungskosten); ferner der Sachaufwand des Stldt. 
Wirtschaftshofes in dessen Anordnungsbefugnis, in 
gleicher Weise der Sachaufwand des AlteISheimes 
und schließlich die Ausgaben für Berufsschulen • . 

m. Die ausschließlichen Gemeindeabgaben werden 
im gleichen Ausmaße wie im Jahre 1960 erhoben. 
Die Hebe.sitze betragen 
1~ für die Grundsteuer 

a) Grundsteuer A für land-
und forstwirtschaftliche 

· Betriebe 
b) Grundsteuer B für andere Grund

. stücke bei Berücksichtigung des 
Mindestbetrages der Steuer gem. 
§ 31 G.St.G. 

2. für die Gewerbesteuer 
a) nach dem Gewerbeertrag und 

400 v,; H. 

420 v. H. 
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Gewerbekapital 180 v. H. 
b) Lohnsummensteuer 1 000 v. H. 

IV. Die Sonderhaushaltspläne über Stiftungen und 
V. der Dienstpostenplan 
werden genehmigt. 

Ich bitte um Ihre Annahme. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Ich danke für Ihren Vortrag. Wünscht zu diesem 

Tagesordnungspunkt jemand das Wort? 
Herr Vizebürgermeister Paulmayr bitte: 

Bürgermeister-Stellvertreter Franz Paul
mayr: 
Meine Damen und Herren des Gemeinderates~ 

Mit gewohnter Präzision, . die 15 Jahre geübt 
wurde, hat Kollege Schanovsky den Voranschlag für 
das nächste Jahr vorgetragen. Was soll man viel dazu 
sagen? In allen Fraktionen war Gelegenheit gegeben, 
darüber zu sprechen. Es ist auch jetzt noch die Mög
lichkeit, einzelne Einwände vorzubringen. Die Tat· 
sache ist, daß nur ein bescheidener Teil der Voran
schlagsmittel uns zur Verfügung steht und dem haben 
wir uns anzupassen. 

Ich glaube nicht, daß in einer Zeit der Hoch
konjunktur es sein soll, daß, wenn man schon keine 
Rücklagen macht, größere Schulden zustande kom
men. Man kann . ruhig sagen, daß dies bei uns nicht 
der Fall ist und daß eben gewisse Wünsche, so berech
tigt sie auch sein mögen, auf Erfüllung warten mussen. 

Zum Voranschlag selbst gebe ich namens meiner 
Fraktion die Zustimmung. 

Ich hätte nur zu einem Punkt und zwar zur Grup
pe 7 des Voranschlages etwas zu sagen . In dieser Grup
pe ist unter anderem für Fremdenverkehrswerbung ein 
Betrag von S 35 000, -- vorgesehen. Bei dem bekann
ten Sparsinn unserer Tage, von dem man jetzt jede 
Stunde und Minute zu hören bekommt, möchte ich 
fast beantragen~ diesen Betrag zu streichen. Er gehört 
nämlich dazu, daß man Werbeprospekte von Steyr 
herausgibt. Wenn wir Pech haben, könnte es sein, daß 
auf Grund dieser Werbung Fremde kommen . Die Si
tuation ist nun die, daß in Steyr - dies ist ja wohl be
kannt - auf diesem Gebiet es mehr als hint~rwäldle
risch aussieht. Das größte Caf~aus am Stadtplatz ist 
verschwunden, das Hotel Steyrhof ist nicht mehr und 
das Hotel Nagl wurde von der Gemeinde aufgekauft, 
um wenigstens die Fremdenzimmer zu erhalten. Nun 
soll auch noch das Hotel Minichmayr verkauft werden. 
Einige Zeitungen haben geschrieben, daß es bereits 
verkauft ist. Dies ist nicht der Fall, aber ich glaube, 
in nicht allzu ferner Zeit wird der Verkauf durchge
führt werden, Wir kennen die Grunde dazu nicht, sie 
haben uns auch nicht zu interessieren, aber es könnte 
sein, wenn dieses Hotel tatsächlich zweckentfremdet 
wird, daß wir in die Lage kommen, wenn Fremde in 
Steyr auf Besuch sind, wir sie nicht unterbringen kön
nen. Wenn die Fremden uns im Sommer besuchen, so 
ist dies ein Glück, denn da setzen wir sie bei Nacht 
in den Dunkelhof oder vor das Bummerlhaus und las
sen sie in stiller Andacht diese alten Gebäude be-



trachten bis es wieder hell wird. Im Winter wäre dies 
schon unangenehmer. 

Ich richte daher an Herrn Bürgermeister die Fra· 
ge, ob die Stadtverwaltung bereit wäre und ob sie 
überhaupt die Möglichkeit hätte, sich in diesem Falle 
irgendwie einzuschalten. Ich bin der Meinung, daß 
auf diesem Gebiet unbedingt etwas geschehen soll 
und muß. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Bitte eine weitere Wortmeldung liegt von Herrn 

Stadtrat Moser vor. 

Stadtrat August Moser: 
Sehr geehrter Gemeinderat: 

Wenn wir das vorliegende Budget kritisch be· 
trachten und die Ausführungen unseres Herrn Finanz
referenten gehört haben, der sehr eindringlich von der 
Einengung unseres Budgets gesprochen hat, der sehr 
deutlich gesagt hat, daß der Abgang von einer Million 
ein echter ist und dabei doch die Hoffnung aussprach, 
daß man gewissermaßen durch Sparsamkeit und kluges 
Wirtschaften diesen Abgang irgendwie wird ausgleichen 
können, so kann man wohl sagen, daß diese Worte von 
einem großen Verantwortungsgefühl getragen sind und 
zugleich von Optimismus. Als Gemeinderäte müssen . 
wir uns aber die Frage stellen, ob diese Einengung der 
Gemeindefinanzen, die ja nicht von der Gemeinde 
selbst abhängig ist, notwendig ist oder nicht. Wir mUS· 
sen diese Frage, gerade wenn wir das, was Herr Vize· 
bürgermeister erst gerade nur mit einem Wort erwähn· 
te, in Betracht ziehen, daß wir noch in der Zeit der 
Konjunktur leben, eigentlich mit nein beantworten. 
Wir können und dürfen nicht übersehen, daß wir in der 
Zeit der Konjunktur leben, die seit Jahren anhält und 
gerade in dieser Zeit wird uns ein Budget vorgelegt, 
das sehr eingeengt ist und das uns viele Projekte, die 
notwendig und wünschenswert wären, nicht durchfüh· 
ren läßL Zugleich aber müssen wir sehen, daß diese 
Zeit der Konjunktur laut Bilanzen den Großunterneh
mungen und Großhändlern Riesenprofite gebracht hat. 
Während in diesen Jahren der Hochkonjunktur die Ak
tien durchschnittlich um 360 0/t, gestiegen sind, wurde 
das Realeinkommen der Arbeiter trotz gesteigerter Lei
stungen nur um 16 0/t, größer. Es muß selbst politisch 
Blinden zum Bewußtsein kommen wie ungerecht die 
Verteilung der Früchte ihrer Arbeit und der Konjunk
tur in diesem Wohlfahrtsstaat vor sich geht. Eine Ver
teilung die nach dem Prinzip vorgeht, das schon vor 
Jahren der deutsche Dichter Heine mit den Worten ge
kennzeichnet hat: "Hast Du viel, so wirst Du bald noch 
viel mehr dazubekommen, wenn Du aber gar nichu 
hast, nun dann lasse Dich begraben, denn ein Recht 
zum Leben haben nur die, die etwas haben: • So sehen 
wir heute faktisch aus, so sehen auch die Gemeinden 
aus, denen durch diese Regierungs- und Bundespolitik 
die Kehle zugeschnürt wird. Das Bundesbudget 1961 
verschärft · dieie schreiende Ungerechtigkeit noch be
deutend. Mit Berufung auf die Rentenreform hat man 
die Volkszigaretten verteuert, erhöht man die Tarife 
bei der Eisenbahn und bei den Postautobussen, schraubt 
den Benzinpreis hinauf und erhöht die Sozialveniche-
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rungsbeiträge, wodurch den arbeitenden Massen eine 
Belastung von rund 1 500 Millionen Schilling für das 
kommende Jahr aufgebürdet wird, obwohl die Renten
reform im Jahre 1961 nur 600 Mill. Schilling kostet. 
Während die Erhöhung der Preise und Tarife für die Ar
beiter, Angestellten usw. eine Mehrbelastung von 
1 500 Millionen ausmacht, die der Bund einstreift, 
macht die Mehrbelastung der Reichen, die der Bund zu 
dieser Rentenreform heranzieht, nur 180 Millionen 
Schilling aus. Das nennt man wohl Steuergerechtigkeit 
in diesem Wohlfahrustaat. Die ungleiche Steuerbela
stung zum Nachteil der arbeitenden Massen ist wohl der 
Tüchtigkeit der ÖVP zuzuschreiben, die es verstanden 
hat, die Interessen des Kapitals ausgezeichnet zu ver
treten, die es durchgesetzt hat, daß die Körperschafu
und Vermögenssteuer der Reichen nicht nur nicht erhöht. 
wird, sondern sich im Gegenteil noch ermässigen wird. 
Die Körperschafusteuer der Großbetriebe soll 1961 so
gar um 200 Mill. Schilling gegenüber 1960 verringert 
werden. Auch bei der Vermögenssteuer werden 1961 
um 150 Mill. Schilling weniger eingehoben als 1960. 
Dafür ist die Lohnsteuer um 200 Mill. Schilling höher 
angesetzt. Das sind keine von den Kommunisten ein
gesetzten Zahlen, sondern das sind die Gesamuum
men, die Finanzminister H.e.iligensetzet. der wie man 
sieht, sich bemüht, in die Fußstapfen Kamitz zu tre
ten, angegeben hat, um wie er sagt, die erste Stufe 
der Rentenreform durchführen zu können. Was dabei 
für uns als Arbeitervertreter unverständlich ist, ist die 
Nachgiebigkeit der sozialistischen Vertreter im Koali
tionsausschuß, dieser nebenbei bemerkt vollkommen 
ungesetzlichen Institution, die Nachgiebigkeit der so
zialistischen Minister und Abgeordneten, die einer so 
ungleichen Verteilung der Lasten auf Kosten der arbei
tenden Menschen zugestimmt haben. Hier fehlt wohl 
im österreichischen Parlament eine wirkliche Arbeiter
vertretung. Neben den Arbeitern und Angestellten sind 
auch diesmal wieder die Gemeinden die Opfer dieser 
Koalitionspolitik. Wir können nicht einsparen was man 
uns nimmt. Nicht genug damit, daß den Gemeinden 
durch das Finanzausgleichsgesetz, das von 1959 bis 1963 
gelten soll, 40 "/o der Gewerbesteuer zum Teil für die 
Ausgleichsbeträge der Renten nach dem ASVG und 
GSPVG weggenommen werden sollen, müssen die Ge
meinden ab 1. Jänner 1961 auch noch zusätzlich hun
dert Millionen Schilling dem Bund an Mehrkosten für 
die Ausgleichszulagen ersetzen. Sogar die Landesfi
nanzreferenten haben ••••• 

Zwischenruf von Stadtrat Enge: 
Da bist Du aber nicht am letzten Stand: 

Stadtrat August Moser: 
Vielleicht habt Ihr Euch gestern noch eines bes

seren besonnen. Es wird uns freuen, wenn Du uns als 
Nationalrat nachträglich und gerade in dieser Beziehung 
eine Berichtigung bringen kannst. Wir werden das alle 
mit Freude zur Kennmis nehmen. Sogar die Landesfi
nanzreferenten haben in ihrer Sitzung am 2.November 
und vielleicht hat dieserProtestgewirkt, die neuerliche 
Belastung abgelehnt. Dieser Stellungnahme. hat sich 
auch der österreichische Städte- und Gememdebund 



angeschlossen und darauf verwiesen, daß sich hieduach 
nicht nur die Finanzlage der Gemeinden w~erit1kh 
verschlechtert, sondern auch die im Vertrauen auf den 
mehrjährigen Finanzausgleich von den Gemeinden vor
genommenen Planungen zunichte gemacht wurden. 
Der Versuch, die Ausgleichszulage auf die Gemeinden 
zu überwälzen, widerspricht den gesetzlichen Regelun
gen des Finanzausgleiches. Bei · der Neuregelung des 
Finanzausgleiches im Jahre 1959 hat der Bund die Ver
pflichtung übernommen, bis zum Jahre 1963 die Aus
gleichszulagen zur Gänze aus eigenem zu tragen und 
hat sich dafür Teile von Gemeindesteuern ausbedun
gen, vorallem der Gewerbesteuer. Wenn jetzt versucht 
wird, die Kosten für die Ausgleichszulagen auf die Ge
meinden abzuschieben, so ist das ein eklatanter Bruch 
der Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und Gemein
den. Wenn überhaupt der Finanzausgleich zur Diskus
sion gestellt wird, so muß man feststellen, daß nicht 
die Gemeinden in der Schuld des Finanzministers ste
hen, sondern daß der Finanzminister den Gemeinden 
schuldet. Der neue Finanz.ausgleich hat nämlich das 
Notopfer, das sogenannte Bundespräzipuum nicht ab
geschafft, sondern nur formell beseitigt. Die Lasten 
aus dem Notopfer müssen die Gemeinden in Formei
ner Teilabgabe der Gewerbesteuer weiter tragen. 

Diese kostet den österreichischen Gemeinden 
rund 400 Mill. Schilling. Wenn also jemand Forderun
gen zu stellen hat, dann nicht der Finanzminister,son -
dem die Gemeinden. Dazu kommt noch, daß auf Grund 
der Einschränkung der Wohnbaukredite von 100 Millio
nen Schilling, die Gemeinden auch auf diesem Gebiet 
zum Handkuß kommen und in ' ihrer Wohnbautätigkeit 
weiterhin eingeengt werden, wobei ich in Erinnerung 
bringen möchte, daß nach den letzten Nationalrats
wahlen beide Regierungsparteien versprochen haben, 
die Wohnbautätigkeit zu erhöhen, daß sie von dem 
damaligen Stand von 40 000 Wohnungen auf 50 000 . 
erhöht werden sollte, tatsächlich sind aber nur 35 000 
Wohnungen gebaut worden. Auf Grund der Verringe
rung dieser Budgetmittel wird es in den kommenden 
Jahren wahrscheinlich noch trauriger aussehen, Wir se
hen also was von Versprechungen der Regierungspartei
ea zu halten ist. Die Vertreter beider Regierungspar
teien reden gerne und viel von Demokratie. Wo bleibt 
da die l)emokr41ie gegenüber. den Gemeinden? Sie 
schreiben vor, diktieren 1,md beschließen ohne die ,Ge
meinden zu befragen, nehmen ihnen Mittel weg, die 
sie ihnen vorher durch Vereinbarungen zugesichert ha
ben. Man fragt sich, sind das noch Abgeordnete des 
Volkes oder sind es solche des Finanzkapitals? Beson
ders enttäuschend ftlr uns Arbeiter, ich muß es leider 
immer wieder betonen, ist die Halnmg der sozialisti
schen Abgeordneten, von denen man erwartet - nicht 
von den ÖVP-Abgeordneten, von denen wir wissen, 
daß sie die Vertreter des Kapitals sind - daß sie mehr 
die Interessen auch der Gemeinden wahrnehmen. Es 
wird ja ganz interessant sein und ich nehme an, daß 
uns Kollege Stadtrat Enge als Nationalrat heute sagen 
wird, was er beispielsweise zu diesen Gesetzen im Par
lament zu sagen gehabt hat. Wir glauben, daß zu sol
chen Situationen gerade Vertreter der Gemeinden im 
Parlament ihre Stimme zu Gunsten der Gemeinden er
heben müßten. Was nützen bei so einer Raubpolitik 
des Bundes die besten Bemühungen der Gemeinderlte 
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· ersprießliches zu leisten? Die Gemeinden mussen bald 
nur mehr für den Bund arbeiten. 

Sehen wir uns unser Budget für 1961 an. Die üb
lichen 2 Mill. für aie Bundespolizei, wobei ich wieder 
die frage stelle, was zahlen die Landgemeinden fUr 
die <Jendan11erie? lst es nicht tragisch, daß wir mehr 
als die Hälfte dessen, w„s wir als Abgabenanteil vom 
Bund erhalten, wieder dem Lande als Umlage abtre
ten müssen. Hier hat die SPÖ als Vorposten der Indu
striegemeinden in der Koalition versagt. 200 Schil
ling pro Kopf zahlen wir Steyrer in einem Jahr an die 
Landeskasse. S 60, -- pro Kopf leisten wir an den Bund 
und. S 40, -- pro Kopf für das Defizit der Krankenan
stalten. Das ist eine nicht unwesentliche Belastung der 
Steyrer Bevölkerung durch Abgaben, die nicht der Ge
meindebevölkerung zugute kommen. Fast 1/3 unserer 
Steuereinnahmen wird uns abgeschöpft, ganz abgese
hen davon, daß uns von der Gewerbesteuer nur mehr 
3/5 zukommen, obwohl die Gewerbesteuer als eine 
reine Gemeindesteuer gedacht war und beschlossen 
wurde. Der Fleiß unserer werktätigen Bevölkerung wird 
mittels Finanzausgleich und verschiedenen Landesge
setzen mit Zustimmung beider Regierungsparteien in 
Bund und Land, unverschämt mißbraucht und die Be
völkerung gerupft. Man nimmt durch Bundes- und Lan
desgesetze das was den Gemeinden zustünde, engt so 
ihre Tätigkeit ein und hindert sie gegenüber der BevOl
kerung ihre Tätigkeit zu erfüllen. Vielleicht wird der 
Eine oder Andere sagen, der Bund braucht eben auch 
Mittel, um seine Aufgaben erfüllen zu kOnnen. Dazu 
sagen wir als Kommunisten, daß wir nicht bereit sind, 
die finanzielle Notlage der Gemeinden, die zum Wirt
schaftswunder, zur Hochkonjunktur und zum Wohlfahrts
staat im großen Widerspruch steht, als unabwendbares 
Schicksal hinzunehmen und damit vielleicht zu be
gründen, daß deshalb viele berechtigte Forderungen 
und Anliegen der Bevölkerung nicht erfüllt werden 
können. Wir wollen aufzeigen, welche Maßnahmen 
getroffen werden müßten und gemacht werden könnten, 
um die Gemeinden aus der Finanznot, in der sie sich 
befinden herauszuführen. 

Wir stellen folgende Forderungen an den Bund 
und die Regierung: 

In den letzten Jahren ist das Nationaleinkommen 
betrlchtlich gestiegen. 1959 allein um 800 Milliarden 
Schilling. Im Verhlltnis sind noch stärker die Profite 
gestiegen. Laut einer UNO-Statistik aus dem Jahre 
1917 betrJg aber der Anteil an Körperschaftssteuer der 
grolen Aktlenge~llschaften in Österreich nur 6, 5 a;,. 
in Woestdell\SChland dagegen 9, 2 .,,_ in Norwegen 10 ,,_ 
in S~hwed4111 12 „ und in England gar 14 "· In Oster
reich aber sank der Anteil an Körpe11chaftssteuer an 
den Gesamteinnahmen des Staates im Jahre 1959 auf 
5, 7 "· Für 1961 beträgt er bereits weniger als 5 'J,. 
also jene Steuerquellen, die wirklich ergiebig wären; 
werden von der österreichischen Regierung nicht er
schlossen. Würde man die Erhöhung der Körperschafts
steuer bloß au'f den Stand von Westdeutschland, der in 
der UNO-Statistik als einer der niedrigsten mit Aus
nahme von Österreich dargestellt wird, bringen, so 
wlre das eine Mehreinnahme von 2 Milliarden Schil
ling. Die Steuerschulden der Unternehmer betragen 
~ 4 Milliarden Schilling, davon kOonten hunderte 
Millionen sofort eingebracht werden, wenn eine rlgo-



rose Steuereintreibung vorgenommen werden würde. 
Jlhrlich entgehen dem Staat viele Milliarden Schilling 
durch die Vergütung für Exporte, die an Unternehmer 
bezahlt werden. Würden nur die berechtigten Fälle 
berücksichtigt werden, könnten einige Milliarden 
Mehreinnahmen erzielt werden.Ich möchte zur Unter
streichung dieser Forderung hier gewissermaßen einen 
sozialistischen Abgeordneten als Zeugen anführen, der 
anläßlich der Budgetberatung im Finanzausschuß hiezu 
folgendes gesagt hat: 

4 - 5 Milliarden Schilling jährlich entgehen dem 
Staat durch die sogenannte Bewertungsfreiheit der Un
ternehmer und der UmsatzsteuerrückvergUtung der Ex
porteure. Die sensationelle Mitteilung machte der SPÖ
Abgeordnete Dipl.Ing. Dr. Oskar Weiss gestern im Fi
nanzausschuß des Nationalrates. Er bestätigt damit 
vollinhaltlich die von uns seit längerem und auch jetzt 
wieder aufgestelltenFeststellungen, wonach schon ein 
geringer Teil der den Kapitalsgesellschaften gewährten 
Begünstigungen und Zuwendungen genügen würde, um 
die Kosten der Rentenreform und andere wichtige So
zialabgaben voll und ganz zu decken, ohne daß es 
notwendig wäre, der arbeitenden Bevölkerung zusätz
lich Lasten aufzubürden. Er rechnete dann vor, daß 
die vorzeitigen Abschreibungen dem Staat bei der Ein
nahme der Körperschafts- und Gewerbesteuer einen 
Ausfall von 3 Milliarden erbringen. 

Es ist interessant, daß die Herren genau wissen, 
wo das Geld zu holen wäre, daß sie genau wissen wie 
der Staat durch solche Nachlässigkeit geschädigt wird, 
wie viele Milliarden ihm dadurch entgehen. Aber un
bekümmert dessen, daß sie es wissen und selbst auf
zeigen, beschließen sie Massensteuern, lasten dem 
Volk den größten Teil der aufzubringenden Mittel auf 
und trotz ihrer Erkennmis stimmen sie für die Belastung 
der Massen anstatt für die Besteuerung des Kapitals. 
Desweiteren möchte ich sagen, daß unsere Forderung 
auch die Halbierung der Militärausgaben beinhaltet. 

Man kann sprechen mit wem man will, gleich
gültig welcher Fraktions- oder Parteiangehöriger der 
Betreffende ist, so wird im allgemeinen gelächelt und 
werden Witze darüber gemacht, wenn man über die 
hohen Ausgaben unseres Militärbudgets spricht. - Über 
2 Milliarden: - Heute haben wir wieder gelesen und 
gehört. daß 50 Flieger nach Schweden geschickt wer
den sollen um dort bei der Übernahme der Flugzeuge, 
die die Schweden ausrangieren, die aber für uns noch 
gut genug sein sollen, eingeschult zu werden. Täglich 
lesen wir, daß so und soviel Panzer angekauft wurden, 
wobei jedem klar ist. daß das überholte Panzerwagen 
sind, die auch wir in einigen Jahren an den Schrott
haufen abliefern werden können. Das sind beim Fen
ster hinausgeworfene Milliarden, die ruhig dem Volks
wohle zugewendet werden könnten. Deshalb unsere 
Forderung, Halbierung der Militlrausgaben, also Ein
sparung von mindestens 1 Milliarde Schilling. Die 
neutrale Lage Österreichs ist der beste Garant für seine 
luBere Sicherheit, sodaß die Kürzung des Heeresetats 
ohne Gef.ahren möglich ist. 

Erstellung eines gerechten Finanzausgleiches: 
Vollen Anteil an der Gewerbesteuer, stlrkere Betei
ligung an den Ertragsanteilen vorallem Teilung des 
Zuschlages zur Umsatzsteuer mit den Gemeinden 
und Erhöhung des Anteiles an der Mineralöl- und 
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Kraftfahrzeugsteuer: 
Wenn die Erfüllung dieser Forderung möglich 

sein soll, dann müßten natürlich die Gemeinden ge
schlossen vorgehen und ihre Organisationen wie Städ
te- und Gemeindebund müßten sich diese Forderungen 
zu eigen machen und sie mit aller Energie gegenüber 
der Regierung durchzusetzen versuchen. 

Wir hören sowohl in der Gemeinde zwangsläufig, 
wir hören aber fast täglich, jetzt zumindest jede Woche, 
von unseren Regierungsleuten den Appell zum Sparen. 
Es ist interessant, ich habe mir in den letzten Wochen 
einige MaJ.e sowohl die Reden des Vizekanzlers als auch 
die des Bundeskanzlers angehört. Sie machen sich ge
genseitig Vorwürfe, daß in den letzten Jahren zu viel 
Ausgaben gemacht wurden, besonders für Auslandsrei
sen, die ja auch schon zum Gespött in der Bevölkerung 
geworden sind, die gesagt hat, die Herren machen es 
scheinbar so, weil sie selber nicht in der Lage sind, ir
gendwelche fernen Länder kennen zu lernen, machen 
sie das auf Staatskosten. Diese Delegationen werden ja 
nicht so bescheiden dotiert), wie wenn irgendein Betriebs
oder Gemeinderat wohin delegiert wird, sondern sie ko
sten größere Summen. Außerdem wird dabei immer ein 
großer Stab mitgenommen. - Jetzt aber machen sich die 
Herren, wahrscheinlich auf Grund der Öffentlichkeit, 
gegenseitig Vorwurfe, daß hier zu viel Geld hinausge
worfen wurde, wobei der andere wieder sagt, ja bitte, 
alle Beschlüsse sind doch einstimmig gefaßt worden. 
Es ist hier keiner der beiden Sünder loszusprechen. 

Auf den Appell des Bundeskanzlers, zu sparen, 
müssen wir antworten, wenn das Geld von dort herein -
geholt wurde, wo es sich befindet, könnte der Bund an
statt die Gemeinden laufend zu belasten, sie großzügig 
entlasten. Eine solche entscheidende Hilfe wäre die 
Übernahme der gesamten Kosten für das Schul- und Ge
sundheitswesen, also den staatlichen Gesundheitsdienst 
einzuführen. Diese Aufgaben sind von unseren soziali
stischen Nachbarstaaten schon längst erfüllt worden. 

Weil ich gerade den Appell des Bundeskanzlers 
zum Sparen erwähnt habe, möchte ich gleich zu dem 
vor uns liegender. Budget sagen, daß wir natürlich spa
ren müssen und auch dort und da bei den einzelnen Po
sten sparen können. Ich erinnere aber daran, daß unse
re Gemeinde in den letzten Wochen und zwar gestützt 
auf ein Gesetz von der Religionsfondstreuhandstelle -
ich glaube so heißt diese vornehme Gesellschaft - um 
einige Millionen Schilling (über 4 Mill. bekanntlich) 
geschröpft wurde. Dieses Gesetz, auf das sich die Re
ligionsfondstreuhandstelle beruft, besagt aber nicht, 
daß diese Religionsfondstreuhandgesellschaft unbedingt 
die Aufwertung dieses Grundes auf den höchsten Stand 
fordern muß, es besagt auch nicht, daß diese Gesell
schaft, die eine kirchliche Vertretung ist. nicht die 
Möglichkeit hätte, überhaupt darauf zu verzichten, 
oder sich zumindest mit einem bescheideneren Anteil 
an dem ihr nun zufallenden Grund begnügen könnte. 
Nun wir wissen ja aus der Erfahrung heraus, daß die 
Kirche dort wo es ums Geld geht, weder Humanität 
kennt, ' noch christlich oder sozial handelt und deshalb 
mußte die Gemeinde, nachdem die Zwangslage gege
ben war, sozusagen in den sauren Apfel beißen und die
se Millionen bezahlen. 

Ich möchte dazu sagen, daß uns die Kirche nicht 
sparen hilft. So wollen wir an der Kirche sparen: Es 



muß mit aller Klarheit gesagt werden, was der Religi
onsfonds fordert und einsteckt, bekommt die Kirche, 
auch wenn bestimmte Zeitungen es anders drehen und 
deuten wollen. Diese Kirche verfügt laufend. über gro
ße Einnahmen. Sie bekommt bekanntlich jährlich 100 
Millionen Schilling vom Staat, sie hebt von ihren Mit
gliedern die Kirchensteuer ein, sie hat Besitzungen in 
ihren Diözesen, sie hat Propsteien, Klöster und Orden 
und zählt zu den weitaus größten Grundbesitzern Öster
reichs, Sie verfügt damit über ein riesiges Vermögen, 
das außerdem vom Gebührenäquivalent, eine Steuer, 
die eingeführt wird, befreit sein soll. Wer über solche 
Einkünfte und Vermögen verfügt, der kann und soll sich 
seine Kunstschätze selbst erhalten. Wenn jemand be
zweifelt, daß die Kirche nicht über die notwendigen 
Mittel verfügt, dann möchte ich als Kronzeugen gewis
sermaßen den Bischof von Linz, Dr. Zauner·selbst an
führen, 

Dieser sagt in seinem Rechenschaftsbericht Ende 
November folgendes: 

DieEinnahmen derKatholischenKirche im Berei
che der Diözese Linz im Jahre 1959 aus den gesetzlichen 
Kirchenbeiträgen betrugen die schöne Summe von 49 
Mill. Schilling. In dieser Summe sind jedoch noch nicht 
jene Beträge enthalten, die die Kirche,gegenwärtfg durch 
ihre Rechtsanwälte von säumigen KirchensteueIZahlem 
einklagen läßt. Außer diesen 49 Millionen haben die 
Bargeldeinnahmen aus den öffentlichen Tagessammlun
gen, das sind wohl die Klingelbeutelsammlungen wie 
das Volk sagt, einen Bettag in der Höhe von 30 Mill. 
Schilling ergeben. Schließlich erhält die Katholische 
Kirche in Oberösterreich jährlich den'Beuag von 13 Mill. 
Schilling, der aus dem Einhundenmillionen-Schilling
Fonds stammt, der dem österreichischen-Klerus von den 
Abgeordneten beider Regierungsparteien und auch der 
FPÖ bewilligt worden ist. Diese 100 Millionen stammen 
bekanntlich aus Steuergeldern des Volkes. Das also ist 
der Rechenschaftsbericht des Bischofs, der uns diese Zif
fern sagt. Ausgaben ftlhrt er keine an, zumindest hat 
er sie hier nicht vorgelegt-jedenfalls wird keiner sagen 
können, daß die Kirche bei diesen Einnahmen über 

. jene Ausgabennotwendigkeit zu entscheiden hltte, wie 
dies beispielsweise bei den Gemeinden der Fall ist, 
die fUrWohnbau sorgen müssen, die große soziale Auf
gaben zu erledigen haben usw. Was wir meiner Auf
fassung nach als Gemeindevertreter konsequent ma
chen müßten, ist, daß wir in Zukunft keine Subyen
tlonen mehr der Kirche geben. 

Ich stelle daher auch den Antrag, daß in Zukunft 
alle Subventionen ftlr rein kirchliche Zwec;ke einge-
stellt werden. · 

Zwischenruf von Gemeinderat Hoch-
mayr: 

Sind eh keine: 

Stadtrat August Moser: 
Wir haben erst vor kurzem wie Ihnen bekannt ist, 

Herr Kollege Hochmayr. 80 000 Schilling ••••• 

Zwllchenruf Gemeinderat Hochmayr: 
Für die Kunst: · 
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Stadtrat August Moser: 
Kunst? - Ich habe vorher gesagt, bei dem Ver

mögen, Ober dat die Kirche verfügt, kann sie sich ih
re Kunstgegenstände selbst erhalten. ~ wlre gerade so, 
wenn ein Rotschild zu Ihnen kommen würde .und sagen, 
Herr Hochmayr geben Sie mir einen Beitrag, damit 
ich meine Kunstschltze erhalten kann. 

Zwischenruf Gemeinderat Holzinger: 
Die gehören ja nicht der Kirche allein. 

Stadtrat August Moser: 
Sie gehören nicht mir, sie sind im Besitze der 

Kirche. Stellen wir das fest, mir gehören sie nicht und 
Euch gehören sie auch nicht, der Kirche gehören sie~ 

Zwischenruf Gemeinderat Ebmer: 
Uns allen gehören sie, 

Stadtrat August Moser: 
Nein! - Außerdem sind nicht alle Angehörige der 

Kirche~ 
Das ist unsere Auffassung, sie können anderer 

Auffassung sein. Aber wir zeigen auf, daß absolut kei
ne Notwendigkeit besteht, in Zukunft Gemeindemittel 
solchen Zwecken zur Verfügung zu stellen. Wenn wir 
sparen, dann sollen wir dort sparen, wo wir nieman
dem wehtun. Wir wollen also ' in diesem Sinne dem 
Appell des Bundeskanzlers zum Sparen Rechnung tragen 
und hoffen, daß wir sein Verstlndnis finden werden. 

Wo könnten wir noch sparen? Nun, wenn wir das 
Budget so durchschauen, - Herr Vizebürgermeister hat 
einen Vorschlag gebracht, der zwar etwas ironisch 
klingt, weil ja in Steyr der Fremdenverkehr sowieso 
am Bauch liegt. - Er befürchtet, es könnten auf Grund 
dieser Inserate doch einmal Fremde nach Steyr kom
men und uns in die Verlegenheit bringen, daß wir nicht 
wissen, wo wir sie unterbringen sollen. 

Bitte, ich möchte noch eine andere Post anftlhren, 
wo wir zwar kein Riesenvermögen einsparen, aber der 
Herr Finanzreferent hat selbst schon angeführt, wenn 
wir vom Sparen reden, dann werden wir nicht Riesen
summen bei irgendwelchen Verwaltungsposten ersparen 
können, sondern ist es notwendig in .der Bautltlgkelt 
e~. zu sparen, wo wirklich etwas hereingebracht wer
llen kann. 

Ich möchte aber auch noch einen. anderen Posten 
anftlhren, das sind die Reprlsentationskosten. Ich wei.B, 
Steyr ist als gastfreundlich bekannt und soll sich, wenn 
Fremde kommen, das heiSt der · Stadt einen Besuch 
machen, auch nicht lumpen lassen. Aber ich habe da 
gesehen, daß die Rechnung von 1959 schon 86 000 
Schilling ausmacht. Ist es notwendig, die Summe bei 
diesen Kosten so hoch zu gestalten? Ich glaube, hier 
ließen sich einige zehntausend Schilling ersparen, oh
ne daß man kleinlich sein muß bei.der Bewirtung von 
Glsten. Einige zehntausend Schilling sind ft1r die Ge
meinde sicherlich nicht viel, aber wenn wir dabei in 
Vergleich ziehen. da8 es beispielsweise noch immer 
Gemeindebeftlrsorgte gibt, die mit 350 bis 400 s im 



Monat leben müssen, dann sind einige ;z:ehntausend 
Schilling die wir ersparen und für diese Zwecke ver
wenden k!!nnen immerhin eine Summe. 

Ich komme nun zur Gruppe Polizei. 
Wie die Gruppe Polizei erwlhnt wurde, · sah ich das 
Liebeln einiger Gemeinderlte, die wissen, daß diese 
Post zu unserer Kritik gehört. Wir werden unsere Kritik 
wie ich im vergangenen Jahr schon gesagt habe, so 
lange und so oft wiederholen, bis diese Gemeindeaus
gabe verschwunden sein wird. Diese Zeit wird kom
men, davon sind wir überzeugt. In diesem Punkt bat 
sich nichts an unserer Stellung gelnden. Die Polizei 
ist eine Bundespolizei und der Bund hat für seine Be
amten und Angestellten aufzukommen so wie die Ge
meinde ftlr ihre Angestellten. Das hat mit dem Ver
hlltnis der Bevölkerung zur Polizei nichts zu tun. Wir 
freuen uns darüber, daß dieses Verhlltnis bis jetzt ein 
gutes zu nennen ist. Wir wollen nur hoffen, daß die 
Polizei nicht von der Regierung mißbraucht wird, wie 
es anlllllch der Monarcbistenfeier in Wien geschehen 
ist, Osterreich ist eine Republik. Die Bundespolizei ist 
auf die republikanische Verfassung vereidigt, ebenso 
die Regierungsmitglieder. Wir finden es als einen Miß
brauch der Regierungsgewalt, der Polizei den Befehl 
zu geben, die Monarchisten zu schützen und die Repu
blikaner, die zur Verfassung stehen, mit dem Gummi
knüttel traktieren zu lassen. Otto Habsburg soll bleiben 
wo er will. Die Habsburger haben Krieg uncl Elend ge
nug über Osterreich gebracht. Wir wissen uns eins mit 
der Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung Österreichs, 
wenn wir sagen, keinen Fußbreit Boden und keinen 
Groschen für Habsburg; wenn auch Regierungsmlnner 
versuchen, Otto in ÖSterreich popullr zu machen, wenn 
wir auch das traurige Kapitel erleben, daß man in vie
len Wochenschauen und zwar aus Propagandagründen 
Otto Habsburg sprechen llßt, wo er gewissermaßen be
gründet, daß sie Anspruch auf diesen, wie er sagt, Fa
milienbesitz haben, der einen Wert von rund 800 Mil
lionen darstellt. Es wird besser sein, wenn wir diese 
800 Millionen für unsere Rentner ersparen. Es ist trau
rig. daa die Regierung solche reaktionären Versuche, 
und Bestrebungen toleriert. Die gehen von den Habs
burgem bis zu den Anhlngem des dritten Reiches, die 
es immer ·noch gibt. Diese ei:heben ja immer frecher 
ihr Haupt, wie ja die sogenannte Schillerfeier gezeigt 
hat, die eine ausgesprochene Na!=_ifeier und.Provoka
tion aller Demokraten und Republikaner war. Aber ge
rade diese Kräfte finden ja ihre Stütze in der FPÖ, de
ren Anhbger sich immer wehren, wenn sie als Naais 
bezeichnet werden. Die Abgeordneten der FPÖ beken
nen sich doch nur mit Vorbehalt zu österreich. 

Zwischenruf Gemeinderat Küpferling: 
Das gehön nicht zum Budget! 

(Mehrere Zwischenrufe) 

Stadtrat August - Moser: 
Das zeigte sich gerade in Jungster Zeit, als im 

Nationalrat Heeresminister Graf sagte, das öste?Ieichi
sche Volk ••••• 

Zwischenruf Gemeinderat Küpferling: 
Wir sind keine politische Versammlung: 

Stadtrat August Moser: 
••••• in seiner überwiegenden Mehrheit bekennt 

sich vorbehaltslos zu Osterreich, . 

Zwischenruf Gemeinderat Stahlschmidt: 
Außer der KPÖ: 

Gemeinderat August Moser: 
Der Parlamentsbericht vermerkt an dieser Sv.:U.e 

Beifall bei den Regierungsparteien. Die FPÖ enthielt 
sich also dieses Beifalls und tat damit deutlich kund, 
daß sie sich zur 2. Republik Österreich ebenso wer.ig 
bekennt wie zur österreichischen Nation und ihrer Vo,
gängerin zur 1. Republik. Deshalb haben sie auch ge·· 
gen die Neutralität Österreichs gestimmt und wurden 
österreich am liebsten wieder im Verband einer Groß
deutschen Nation sehen. 

Wenn hier ein Zwischenruf gemacht wird, das 
Recht steht natürlich jedem zu, ich selbst mache auc:h 
des öfteren Gebrauch davon, daß wir in keiner politi
schen Versammlung sind, dann bedaure ich die Kennt
nis des betreffenden Gemeinderates, der Gemeinderat 
ist ja eine politische Versammlung. 

Zwischenruf Gemeinderat Küpferling: 
Wir haben heute eine Budgetberatung. 

Stadtrat August Moser: 
Ja und das gehön zum Budget. Wenn Sie davon 

noch nicht Kenntnis haben sollten, ich habe es seh.! 
deutlich ausgeführt, daß die Budgetierung in den Ge
meinden leider in sehr weitgehendem Ausmaß von der 
Regierungspolitik, von der Bundespolitik, beeinflußt 
wird, daß wir also nicht eine in der Luft schwebende 
Körperschaft sind, sondern daß von der Regierungspoli
tik zum Großteil das Wohl und Wehede!Gemeindeab
hlngig ist. Es lllßt sich keine Panei das Recht nehmen, 
in der Budgetdebatte, sei es im Parlament oder in den 
Gemeinden, Ober diese zusammenhängenden Dinge zu 
sprechen. Das ist eine Art demokratisches Recht, nur 
daß manche, gerade die Vertreter der Fro. mit Demo
kratie nicht viel Freude haben, gebe ich zu. 

Zum Kapitel Schulwesen möchte ich sagen, daß 
die Gemeinde vielleicht die ehemalige Kematmillle!
schule zu frUh verkauft hat, da sich jetzt, wie wir wis
sen, auf der Ennsleite eine Schulraumnot bemerkbar. 
macht. Wir werden wahrscheinlich auf der Ennsleite 
deswegen keine neue Schule bauen können, ich nehme 
es nicht an, im Voranschlag ist diesbezüglich auch 
nichts vorgesehen. SolcheEngplsse hätten sich ev. du.eh 
Transpone mittels Schulautobussen usw. beseitigen la.'1-

seL . • 
Ich möchte beim Kapitel Schule und Jugenu 

noch folgendes sagen: 
Wir haben in der letzten Zeit in Steyr einen üb-

len Ruf durch Verbrechen die in und in der Umgebung 
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von Steyr begangen wurden, bekommen. Leider von 
jugendlichen Elementen. Ich bin mir dessen bewußt, 
daß die Mehrheit der jungen Menschen auch in Steyr, 
vollwertige, anstllndige und brauchbare junge Men
schen sind, das zeigt ja der Besuch von Kursen, Schu
lungen usw., wo sie bestrebt sind, sich heranzubilden. 
Wenn ich das aufgezeigt habe, so deshalb, um die Ge
meinde, das heißt uns selbst alle, darauf aufmedcsam 
zu machen, daß es notwendig ist, noch mehr wie bis
her die Schmutz- und Schundliteratur zu beklmpfen 
und zu beseitigen, ebenso die schlechten Filme. 

Hier glaube ich, mUSte eine engere Zusammen
arbeit zwischen Gemeinde, Stadtschulrat und den El
temvereinigungen vorhanden sein, denn wo immer 
man schaut, findet man sowohl bei den Schulkindem 
wie besonders bei der schulentwachsenen Jugend diese 
Schundliteratur und deshalb bin ich der Meinung, daß 
hier mehr Anstref!-gungen gemacht werden mnssen als 
es bisher derFall war.Denn.ohne Zweifel !lind Schund
literatur und Film vielfach Schuld an der Verimmg 
jugendlicher Menschen. 

Zum Fürsorgewesen: 
Wenn ich mir das Fürsorgeetat durchschaue so möchte 
ich gleich sagen, daß sich die Gemeinde mit Ausnah
me des heutigen Beschlusses, sehr bemüht, hier sowie 
auch in anderen Punkten ihren Verpfl..ichtungen nach
zukommen. Trotzdem ist es ein drückendes Gefühl. 
wenn man bedenkt, daß Gemei!!debefwsorgte immer 
noch mit 350 - 400 S ihr Auskommen finden IIlilSSen. 
Ich glaube, hier ist es ed'orderlich, daß ilie Gemeinde, 
wie schon früher einmal, sehr energisch bei der Lan
desregierung vorstellig wird, damit die Richtsitze die
ser Befürsorgten auf das Niveau der ASVG-Renten, wo 
heute die Mindestrente S 680, -- darstellt, gehoben 
werden. Ich meine, das ist eine Notwendigkeit, weil 
es beschämend ist. daB wir in dieser Zeit der Konjunk
tur und des sogenannten höheren Lebensstandards noch 
so arme Teufel an MitbUrgem in unserer Umgebung 
wissen. 

Zum Bau- und Wohnungswesen: 
Erfreulich daran ist in unserem Voranschlag, daB trotz 
aller angeführten Einengungen und Beschränkungen, 
trotz aller Schwierigkeiten, der Wohnbau weitergefllhrt 
wird. Bedauerlich daran ist, daß es keinen sozialen 
Wohnbau mehr gibt und dadurch die Mieten eine dem
entsprechende Höhe erfahren, die für viele Arbeiter 
und Angestellte zu einer wirklich schweren Belastung 
werden. Die Gemeinde dürfte im Wohnbau keine ge
winnbringende Kapitalsanlage sehen. Sie müßte so wie 
bisher im weitgeheo.dsten Ausmaß aus Eigenmittel bau
en und veISUchen, Zuschüsse zu ganz niedrigen Zins
sätzen vom Bund und Land zu bekommen und von einer 
Verzinsung des Baukapitals Abstand nehmen, um zu
mindest annähernd zu einem sozialen Wohnbau zu kom -
men. Denn jeder Mieter, dessen müssen wir uns ja bewußt 
sein, zahlt ja außer seiner Miete ohnehin laufend sei
.nen Beitrag zum Wohnbauförderungsfonds usw. Hier 
glaube ich, mUBte alles getan werden, um Einsparun
gen zu machen und die Mieten so niedrig wie möglich 
zu halten. 

Wir freuen uns, daB einige Forderungen, die 
wir seit Jahren gestellt haben, Ihre Erfllllung finden. 
Das 1st die Errichtung eines Kindergartens und die Er
richtung eines Kinderhortes auf der Ennsleite, ebenso 
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die Erbauung eines Wartehäuschens in der Gablerstra
ße, wie man aus dem Wirtschaftsplan der Stldtlschen 
Untemehmungen ei:sieht. 

Ich mOchte aber dabei noch erwlhnen und ge
rade, wenn man das in Zusammenhang bringt mit der 
mißbrauchten Freizeit vieler junger Menschen, so er
gibt sich die Notwendigkeit, nochmals zu appellieren, 
daß es sehr notwendig ist, auch in der Fischhub - Sty
riasiedlung einen Kindenpielplatz zu er.richten. Ich 
glaube, daß die hiebei entstehenden Kosten keine sehr 
bedeutenden sein würden. Die Schottergrube ist bei
nahe zur Gänze zugeschüttet. Ich bin der Meinung, 
dort wll.re es möglich, einen geeigneten Spielplatz 
zu errichten. Herr KoJlege Hochmayr wird mir hier 
sicherlich zustimmen und dieses Begeh."Cll unterstüt
zen. 

Wir haben auch gesehen, daß im Voranschlag 
ein schon oft und viel besprochenes Kapitel, zumin
dest mit einer Teilanzahlung sozusagen, in Angriff 
genommen werden soll, und zwar ist dies die Grenz
straße, die ja ohnehin, wenn nicht bald etwas ge
macht wird, gesperrt werden muß, weil ja dort die 
Stücke immer mehr in den Kanal hereinrutscben. Es 
ist sehr erfreulich, daß diese Sache in Angriff genom
men wird. 

Beim Kapitel Bauwesen komme ich auch nicht 
darüber hinweg, über das Bauamt einige Worte zu sa
gen. 

Wir haben bei den vergangenen Budgetdebatten 
wiederholt darauf hingewiesen, daB bei Bauten, die 
sich wiederholen, Ersparnisse zu e::zielen wll.ren. Wir 
wollen so ehrlich sein und, ohne irgendwie das Bau
amt oder die Architekten herabzusetzen, uns einge
stehen, daB im großen und ganzen die Wohnbaukisten, 
die Wohnungen, die wir da errichten, im selben Stil 
erbau_t werden.Auf Grund dieser Erfahrungen bei schon 
Jahre hindurch aufgeführten Bauten, müSte man doch 
wirklich bei einiger Planung und B~rechnung wesent
lich billiger bauen und Ersparnisse erzielen können. 
Wir haben darauf verwiesen, daß Baufachleute be
haupten, nach höchstens zweimaliger Wiederholung 
ein und desselben Baues, den nächsten Bau um 1711/o 
billiger herstellen zu können. Wi! haben damals an 
das Bauamt appelliert, Vorschlll.gezurVerbesserung, 
zur Verbilligung des Bauens einzubringen. Mir ist nichts 
bekannt. daß bisher dem Bauausschufl oder dem Ge
meinderat Verbesserungsvor.;chläge in dieser Richtung 
vom Bauamt unterbreitet worden wll.ren. 

Bitte es ist uns klar, daß eine kleine Stadt wie 
Steyr, nicht eine Teilefabrik errichten kann, wie das 
heute die großen Stlldte im Ausland machen. Jetzt 
kann man auch schon sagen im Inland, weil ja auch 
in Wien eine solche Fabrik errichtet wurde. Soviel 
ich gehört habe, würde aber der Transport großer Teil
stücke nach Steyr zu teuer kommen. Ich konnte mir 
aber vorstellen, daß bei Wiederholung von Bauten, 
serienweise verbilligte Türen, Stiegenstufen usw. her
gestellt werden könnten.Es müBtesich nur einer dieser 
Herren im Bauamt die Mühe geben, wirklich ernstlich 
darüber nachzudenken. Das ist leider bisher scheinbar 
nicht der Fall gewesen. Wir appellieren neuerdings an 
das Bauamt, sich für die-Verbilligung solcher Bauten 
mehr wie bisher zu interessieren. Nebenbei bemerkt, 
möchte ich sagen, d&s dürfte Ihnen auch nicht fremd 



sein, daß eine Reihe der Mieter dieser Wohnungen, 
nach längerem Bewohnen Klagen führen Obermangel
hafte Konstruktionen der Küchen, der Abzugsschläuche, 
der Klosettanlagen usw. Ich glaube, es wäre nützlich 
wenn, nachdem die Häuser einige Monate bewohnt 
sind, hier sich die Architekten und Baumeister einmal 
durch die Wohnungen bewegen und die Hausfrauen um 
ihre Meinungen und Erfahrungen befragen würden, da
mit diese Erfahrungen bei künftigen Bauten irgendwie 
angewendet werden könnten, und nicht immer wieder 
dieselben Fehler gemacht werden. Es mag jetzt ein 
Baufachmann der zuhört überlegen lächeln und sagen, 
na da spricht der Laie, sicher spricht der Laie, aber 
diese machen ihre Erfahrungen, sie müssen in diesen 
Wohnungen wohnen und deshalb sollten solche Vor
schläge mehr berücksichtigt werden. 

Vom Finanzreferenten ist erwähnt wprden, daß 
wir jetzt auch einen gewissen Schuldenstand zu ver
zeichnen haben und mit hochverzinslichem Fremdka
pital arbeiten müssen, das natürlich das Bauen und 
auch die Mieten verteuert. Außerdem geraten wir im
mer mehr in Schulden und haben jetzt zusammen mit 
der Wohnungsgesellschaft die ja auch ein Teil der Ge
meinde ist, 16 Mill.hochverzinsliche Schulden zu tra
gen, die wir bei den Finanzinstituten als Anleihen auf
genommen haben. Es muß uns klar sein, mit 11 Mill. 
Überschuß vom ordentlichen Haushalt, können wir die 
Aufgaben, die die nächsten Jahre bringen werden, nicht 
erfüllen. Eine Industriestadt wie Steyr würde in allen 
öffentlichen Belangen restlos versagen und zurückblei
ben. Wir können auch nicht immer 16 Mill. hochver
zinsliche Schulden machen. Es bahnt sich hier eine 
Entwicklung an, geschaffen durch die Finanzpolitik 
beider Regierungsparteien in der Koalition, die auch 
bei anhaltender Konjunktur die Gemeinden in große 
Schwierigkeiten, ja selbst bei einer nur leichten Krise 
in eine Katastrophe führen kann. Es ist deshalb hoch 
an der Zeit, daß sich die Gemeinde gegen diese schä
digende Bundespolitik zur Wehr setzt. Wir hielten es 
für notwendig, diese beängstigende Entwicklung auf
zuzeigen, um sich in Zukunft nicht zurBefeh!sempfän
gerin der Koalition herabwlh-digen zu lassen, sondern 
weiterhin als freies demokratisches Gemeinwesen 
die Aufgaben gegenüber der Bevölkerung zu erfüllen. 

Das wäre unsere Stellungnahme zum Budget mit 
der Forderung an den Bund, der Gemeinde mehr Mit
tel zur Verfügung zu stellen, mit der Kritik, soweit 
wir sparen können, dort zu sparen, wo wir niemand 
schädigen und zugleich, jene Mittel zu sichern, die es 
der Gemeinde ermöglichen, zumindest den Wohnbau 
aufrecht zu erhalten. 

Ich möchte erklären, daß wir beiden Haushalten 
zustimmen, weil, wie heute schon erwähnt wurde, in 
all den Jahren durch ein gemeinsanies Arbeiten, durch 
sachliche Zusammenarbeit, auch heuer, trotz der Be
engtheit der Mittel, wieder Wohnungsbauten und all 
jene Maßnahmen vorgesehen sind, die zum Wohle des 
Gemeinwesens gehören. 

Unsere Zustimmung gilt natürlich nicht dem Etat 
der Polizei, weil wir dieses als eine Ahgelegenheit des 
Bundes betrachten. 

BOrgermeister Josef Fellinger: 
Als nächster Diskussionsredner hat sich Herr Ge-

meinderat Hochma yr gemeldet. 

Gemeinderat Josef Hochmayr: 
Sehr verehrte Damen und Herren des Gemeinderates: 

Ich möchte nicht alle Punkte beantworten, die 
mein Vorredner, Herr Stadtrat Moser, angeschnitten 
hat. Ich muß aber eines und zwar die Pauschalverdäch
tigung der Kapitalisten zurückweisen. - Ich persönlich 
fühle mich ja wieder so halbwegs rehabilitiert, weil er 
mich mit Rotschild verglichen hat und doch auch wieder 
nicht, also wie soll ich sagen, mich rotschildgleich 
hergestellt hat. 

Wenn auch die Zustimmung zum Budget bereits 
gegeben ist, so wis::en Sie, daß unsere Fraktion doch 
noch einige Anliegen hat und wir glauben, das Budget 
ist ja von unserem Herrn Finanzreferenten immer sehr 
vorsichtig erstellt, daß das eine oder andere doch einer 
Regelung zugeführt werden kann. Die Schwerpunkte des 
Budgets liegen bei der Gruppe 4 Fürsorge und bei der 
Gruppe 7. 

Ges-t.atten Sie mir, zur Fürsorge einige Worte. 
Ich habe bei der Post von S 11 000, -- fU. Kriegsver
~eh.rten- und Hinterbliebenen-Unterstützung, sofort an 
die Subvention gedacht, die der KOV im Jahr von der 
Gemeinde erhält. Das ist eine Summe von S 5 000, --, 
die die beiden Ortsgruppen Steyr und Münichholz tei
len mUssen. Meine sehr Verehrten, wenn es ja hoffent
lich immer weniger Kriegsversehrte geben wird, so 
glaube ich, daß zur Unterstützung der Kriegsversehrten 
doch auch die Stadt Steyr im Wege der Ortsgruppen 
durch Subventionierung etwas mehr beitragen könnte. 
Ich glaube doch, ich möchte niemandem nahe treten, 
daß sich ein Kriegsversehrter zumindest mit einem Fuß
baller gleichstellt. Die Fußballve1:ei.t1e sind ein bisserl 
glücklicher daran, sie können nebenbei auch noch et
was verdienen und bekommen ebenfalls Subventionen, 
gegen die wir aber durchaus nichts haben. Ich glaube, 
daß hier schon eine Möglichkeit bestehen würde, in 
Zukunft eine kleine Aufstockung vorzunehmen. 

Zur FllrsOrgerenten-Richtsatzerhöhung die Herr 
Stadtrat Mose! bereits angeschnitten hat, möchte ich 
sagen, daß auch wir der Meinung sind, daß hier das 
Land wieder nach dem Rechten sehen mUBte. Es sind 
wirklich die Ärmsten der Armen, die auf diese! Basis 
ihr Dasein fristen müssen. 

Beiträge zur Jugendhilfe~ 
Meine sehr Verehrten: 

Ich Budget 1961 ist ein Betrag von 1 643 000 
S~hilling als Aufwand ftlr die stä~tischen Kind~rgllrte~ 
ausgewiesen. Die Besucherzahl liegt, glaube ich, bei 
rund 600 Kinder. Ich darf hier erinnern, daß durch die 
privaten Kindergärten der Sta~t Steyr, wenn_ man den 
Aufwand ftlr einen städtischen Kindergarten mit 160 000 
Schilling annimmt, ein Betrag von ca. S 600 000, --

n Wird Ich glaube, es wird auch hier im Laufe erspa • . d für d" . des Jahres möglich sein, die zuwen ung ie priva-
ten Kindergärten etwas aufzustocken. 
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liehen Planierungsarbeiten abgeschlossen sind, ich 
glaube mich nicht zu tllu.schen, die Schonergrube voll 
ist. Es könnte in der Fischhub auch noch etwas anderes 
gemacht werden. Die Gemeinde hat Sorgen betreffend 
der Verkehrserziehung. Sind Sie mir nicht ungehalten, 
wenn ich hier etwas vorgreife. 

Ich glaube, daS auf dem Plateau der zugeschüt
teten Schottergrube auch ein Verkelu:skindergarten 
sehr gut am Platze wäre. Die Fischhub liegt ja fast 
mitten im Stadtgebiet zwischen Steyr und Manichholz 
gesehen, die Schulen hätten ungef!hr den gleichen 
Anmarschweg. Die Münichholzer wurden, die Plenkel
bergschule ausgenommen, fast denselben Anmarsch
weg haben wie die Ennsleitenbewohner oder derglei
chen. Ich glaube, das wäre eine Möglichkeit. 

Wir freuen uns aber auch, daS die Kariesbe
kämpfung in den Schulen eingeführt wurde. Wir haben 
im Vorjahr diese Anregung gegeben und sie dient wirk
lich zur Gesunderhalrung. 

Im weiteren Verlauf komme ich noch auf den 
Jugendschutz zu sprechen meine sehr Verehrten. Es ist 
wirklich erschreckend und es wird ja jedes Jahr darü
ber gesprochen. Auch Herr Kollege Prof. Neumann hat 
im Vorjahr besonders auf dieses Kapitel hingewiesen. 
Es ist notwendig, hier etwas zu tun. Meine sehr Ver
ehrten, ist denn hier nicht eine Möglichkeit, die Ki
nos zu sperren, wenn sie unsere Jugend zu Verbrechern 
erziehen. Gehen wir nicht auf die Kinder los, sondern 
auf die Erwachsenen. Warum lassen die Eltern die Bu
ben ins Kino gehen, wieso lassen sie ihnen die Schund
hefte lesen. Meine sehr Verehrten, wir sind mitver
antwortlich! Gehen wir hier doch mit gewerblichen 
Maßnahmen vor, es muS eine Möglichkeit geben. Es 
ist doch ein Witz, wenn Sie lesen, daS 2 Buben von 
Steyr nach Grünburg plündern fahren und hinterher be
haupten die Großen '"Es ist eh nix geladen gewesen•. 
Na meine sehr Verehrten, so weit kommt es auch noch, 
daB die Sparkassenbeamten ausgelacht werden, weil 
sie die Hände in die Höhe geben, weil sie nicht wis
sen, daS die Buben aus MUnichholz nicht geladen ha
ben. ' Eine traurige Bilanz ist das meine sehr Verehr·· 
ten. Ich mlichte bitten, hier mit aller Kraft gemein
sam vorzugehen, gegen derartige Schundfilme, Illu
strierte und dergleichen. 

Zu den Wohnbauten. 
Sie wissen, wir sagen immer, familiengerecht bauen. 
Das ist natllrlich sehr leicht gesprochen, aber etwas 
schwieriger durchzuführen, denn das Banen kostet ein
mal Geld. Die familiengerechte Wohnung wird größer 
sein mussen und es wird ein Verdiener da sein mllssen, 
daher wird es nicht Angelegenheit der Stadt Steyr sein. 
sondern Sache des Bundes, hier nach dem Rechten zu 
sehen, daS die Painilienfürderung dort einsetzr, wo sie 
der Familie auch tatsächlich hilft. 

Im Zuge des StraBenbaues möchte ich folgendes 
sagen: 

Der Fischhubweg zum Beispiel, meine sehr Ver
ehrten, ich würde Sie wirklich einladen ihn anzusehen. 
Wenn Sie aber hinuntergehen, so borgen Sie sich zuerst 
Gummistiefel aus. Sie wissen, die Frauen kommen 
dort meistens schon ohne Schuh über den Berg oder um· 
gekehrt. Beim Braunsberger können Sie ein Duschbad 
nehmen. Dort ist es nlmlich etwas zu hoch angefüllt 
und man wirft jetzt den Schutt schon neben der Straße 
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hin, weil nicht gebaggert wird. 500 Leute wohnen da 
oben. Dazu kommt, das die Steyrwerksarbeiter, die 
in Mtlnichholz wohnen. auch durch diesen Matsch wa
ten mllssen. Bitte, vielleicht können wir in absehbarer 
Zeit da Maßnahmen ergreifen, Herr Bürgermeister. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Das wird geschehen. 

Gemeinderat Josef Hochmayr: 
Zur Beleuchtung! 

Wir wissen, daS das Beleuchtungsprogramm jährlich 
erweitert wird. Wir bekommen das StraSenerhaltungs
und Beleuchtungsprogramm ja immer zugeschickt. Wir 
wissen aber, daß in Mtlnichholz so manchernicht heim
findet, nicht weil er nicht normal ist, sondern weil 
kein Licht ist. Wir wissen aber auch, daS dieser Obel
stand nicht nur in Münichholz, sondern auch in ande
ren Stadtteilen ist. Es ist ein schwacher Trost zu sagen, 
geht halt nicht! 

Ein weiteres Obel ist die Stiege unweit der Blll
melhubervilla, von der Passanten behaupten, daS, 
wenn sie im Winter dort gehen, man gar nichts sieht, 
weil vom Eislaufplatz das helle Licht so heraufstrahlt 
und oben keine Beleuchtung ist. Hier ist wirklich die 
Gefahr des Sturzes gegeben. Vielleicht besteht auch 
hier die Möglichkeit, diesem Übelstand abzuhelfen. 
Dies erfordert ja wirklich keinen eminenten Betrag, 2 
Lampen würden dort meiner Meinung nach genügen 
und die Sicherheit wäre dadurch gewährleistet. 

Ja die Stadtgärtnerei, meine sehr Verehrten! 
Ich muS immer lachen, wenn das Handwagerl mit der 
4-Mann-Besatzung und einem Motormäher darauf, 
durch die Stadt fährt. Meine sehr Verehrten, wlre es 
denn nicht möglich, hier nach dem Rechten zu sehen 
und einen kleinen LKW anzuschaffen. Ich glaube, ein 
Privatgärtner würde sich das nicht leisten können., es 
würden da zu yiele Arbeitsstunden aufgehe·n, wenn da 
Yier Mann mit einem Handwagerl durch die Stadt gon
deln müSten. Unsere Grünflllchenbetreuung nimmt nun 
einmal zu, das müssen wir in Kauf nehmen. Es ist 
auch sehr erfreulich, daS das Palmenhau.s und ein Ge
wächshaus geschaffen werden sollen. Wenn man da 
Steyr mit Linz vergleicht, meine sehr Verehrten, so 
tut einem das Herz weh; wenn man den botanischen 
Garten in Linz siebt und in Steyr von dieser Sorte gar 
nicht recht viel findet. Hoffen wir, daS wir auch hier 
das nachholen können. 

Die Verkehrserziehung habe ich bereits ange
schnitten, meine sehr Verehrten. Wir haben dafilr einen 
Betrag von S 10 000 vorgesehen.Durch das lnkrafttre -
ten des neuen StraBenverkehrsgesetzes, glaube ich jedoch, 
werden wir mit diesen 10 000 Schilling kau~.das Aus
kommen finden. Alle Kraftfahrer und alle Fußgänger 
können wir doch nicht an Sonntagen heranziehen und 
Strafe zahlen lassen. Also bitte, daher müssen wir auch 
von der Stadtgemeinde hiezu etwas beisteuern. 

Besonders freut es uns, daS unsere laogjlhrigen 
Hinweise im Dienstpostenplan nun heuer doch ihren 
Niederschlag gefunden haben. Ich möchte dem Herrn 
Finanzreferenten hieftlr danken. Sie wissen, es ist durch 
dieVermchrung derC-Posten nun doch erm!)gllchtwor-



den, einer Reihe von Bediensteten AufstiegsmOglichkei
ten zu geben. 

Nun aber zu einem etwas heilclem Kapitel, mei
ne sehr Verehnen~ 

Wir haben voin Zubau zum Alteaheim gehön, 
der bestimmt dringend erforderlich ist. Wir möchten 
appellieren, daß man den Zubau so gestaltet, wie man 
bereits zur modernen Altersheimgestlltung nbergegan
gen ist, das heißt, man soll auch Beschäftigungsräume 
für die Heiminsassen schaffen, damit diese nicht den 
ganzen Tag nur aufs Essen warten brauchen oder nur 
Zeitung lesen. Es sind ja immer dieselben Menschen 
und man soll ihnen auch die Möglichkeit geben, daB 
sie ein bißchen basteln können. Sie sollen nicht pfu
schen und mit der Gewerbeordnung in Konflikt kom
men, das nicht. Es sollte ihnen aber die Möglichkeit 
gegeben werden, daB sie sich auch im Alte!Sheim noch 
etwas die Zeit vertreiben können. 

Zwischenruf Stadtrat Be.sendorfer: 
Das ist eine Bastelromanze~ 

Gemeinderat Josef Hochmayr: 
Wie bitte? ••• Bastelräume ••.• , moment dazu 

kommen wir noch, das ist das Wichtigste, Bastelräume 
brauchen wir noch mehr. Es ist gut, daB Herr Kollege, 
Stadtrat Besendorfer, das angeschnitten hat. Ich danke 
ibm recht herzlich für seine Worte. Ich komme da
rauf zurnck. 

Herr Stadtrat Besendorfer hat auf meine Anfrage, 
die ich am 25. November 1958 an den Herm Bllrger
meister hinsichtlich des Antrages des Herrn Landes
hauptmannes gerichtet habe, mir folgendes gesagt: Ich 
möchte mich vertrösten. Wenn Sie es wörtlich hören 
willen, so werde ich es Ihnen dann vorlesen. Ich weiß, 
daB die Stadtgemeinde Steyr in. einer finanziellen Not
lage ist, das trifft heute genau so zu, wie damals. DaB 
Dringlichkeitsfälle vorhanden sind, stimmt auch, dies 
ist zu unterstreichen. B(hat mir aber damals die gute 
Hoffnung gegeben, was heißt mir., ich allein wnnsche 
das nicht, das wllnschen 200 Heiminsassen, die dafllr 
bittlich geworden sind und durch/ihre Unterschriften. 
die hier hinterlegt sind, dies unter ·Beweis gestellt ha
ben. Unsere Fraktion untd~tiltzt eben diese Akti~n. die 
von den H~imi.nsai.,en ins Leben gerufen wurde. 

Nun, Kollege Besendorfer hat mir damals gesagt: 
-Wenn eine Vergrößerung des bereits bestehenden Al
terheimes in Aussicht genommen wird, es in diesem 
Rahmen auch möglich sein wird, die Wnnsche des Herrn 
Kollegen Hochmayr einer näheren Diskussion zu unter
ziehen.• 

Diese offenen WQite haben mich damals seht ge
freutund nochdazuhatHeaBizgermeister mich in mei
nem Glauben gestldlt, der gesagt hat, daß wir auch in 
einem A111,SChuS das· Anbot des Herm Landeshauptmann 
behandeln werden und Ich glaube, wenn man etwas ge
schenlu bekommt - na 10 Mill. fehlen uns - so baut 
~n doch, wenn wir schon beim Bauen sind. leb glau
be nicht, zumlndest ist mir nichts bekannt, daB der 
Bea Landeshauptmann sein Anbot zurtlckgezogen hnte. 
Ich IDDehte Sie schon bitten, es gesehfellt. ja nieman
dem etwas, wenn dort oben eine Hauskapelle einge-
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richtet wird. Die Hauskapelle kommt auch mit dem 
Konkurdat nicht in Berührung. Es hat mit diesem FalL 
gar nichts zu tun. Es gibt nur und ich darf Ihnen viel
leicht hier ganz ernst folgendes mitteilen: Der Dechant 
hat mir vorgestern gesagt, daB er am ersten Freitag im 
Dezember im Rahmen der oben celebrierten Messe 83 
Kommunionen ausgeteilt hat. Meine Herrschaften, das 
ist eine Zahl, die bestätigt, daB es erforderlich ist, im 
Altersheim eine Kapelle zu errichten. 

Sie wissen, wir haben bei den verschiedenen Aus
sprachen Anregungen gegeben. So haben wir unter an
derem auch gesagt, daB die Errichtung einer Kapelle 
uns ev. gar nichts kosten würde. Wir haben ja don ei
ne Jugendherberge, die modernisiert gehört. Die Jugend
herberge ist überholt. Lassen wir uns vom Land für eine 
Jugendherberge etwas schenken. Da können wir dann 
viel mehr verdienen. Sind wir auf diesem Gebiet doch 
auch Geschäftsleute~ Nun ist ja das erfreuliche Projekt 
mit dem Lehrlings- und Schlllerlleim positiv ausgegan
gen. Die Stadtgemeinde Steyr hat hier im heurigen und 
nächsten Jahr 500 000 Schilling beigestellt. Auch das 
Land stellt Mittel bei. Vielleicht kann man in diesem 
Rahmen auch das Kapellenproblem lösen. Ich darf Ih
nen hier die Erklärung abgeben, ich betone es wieder
holt und ich habe dies auch schon des öfteren ange
schnitten, daB niemand Angst zu haben braucht, daB, 
wenn oben eine Kapelle besteht, jeden Tag ein Priester 
hinter den Leuten steht. Soviele Priester haben sie gar 
nicht. Aber geben wir doch diesen alten Leuten eine 
Möglichkeit, daB jeder mit seinem Herrgott allein re
den kann. Es kostet uns ja nichts, wenn sowieso das 
Land die Kosten trägt. Der Herr Landeshauptmann, ich 
glaube es war im Angebot an den Herrn Bürgermeister, 
sagte, stellt mir einen Grund zur Verfügung und ich 
baue euch die Kapelle hin. Würde die Xugendberberge 
hier zu einer Kapelle umgebaut werden, so wäre das 
gar keine Angelegenheit. Ich wage zu behaupten, daB 
wir sogar eine Inneneinrichtung bekommen wurden und 
die Jungen glaube• ich, wären bestimmt sehr froh. wenn 
sie, sind Sie mir nicht ungehalten, eine modernere .. 
Herberge, als die jetzige ist, bekommen Würden. · 

Soweit meine Bitte zu diesem Problem. Es ist 
Weihnachten vor der Tür meine sehr Verehrten und ich 
darf Sie daran erinnern, daB es in Betlehem auch ein
mal das Wort gegeben hat "Es ist kein Platz in der Her
berge•. Wir haben Platz, wenn wir wollen~ Wiederho
len wir dieses Wort vom Platzmangel nicht 1960 Jahre 
später. Dies ist eine sehr eI1_1Ste Angelegenheit meine 
sehr Verehrten, die aus der Überzeugun_g kommt, den 
Alten das zu geben, was sie brauchen .• UnlJngst hat in 
diesem Raume jemand gesagt, der Mensch lebt nicht 
vom Brot allein. Der, der glaubt, vom Brot allein zu 
leben, der möge mit dem Brot allein glllcklich wer
den. Das sage ich dazu. Es gibt aber Menschen, die 
meht brauchen als Brot. allein und ich wage es offen 
zu sagen, auch im Alter noch ihren Herrgott, und da
her ml:lchte Ich Sie bitten, meine sehr Verehrten, 
wenn Sie Weihnachten feiern, so denken Sie auch an 
die Alten im Heim, die die Bitte an Sie gerichtet ha
ben, Ihnen das zu geben, was im österreichischen Volk 
immer noch nblich isl. Ich betone nochmals, es kann 
die Kapelle selhstveistAndlich filr 2 Konfessionen ohne 
Irgendeinen Umbau benützt werden. Es werden keine 
zusltzllchen Ausgaben erfo.rderllch sein, aber verges-



sen Sie nicht, daB wir uns als Junge einmal so auf das 
Christkind gefreut haben und unsere Eltern belllllht wa
ren, uns wenn es möglich war, die Wunsche zu erfnl
len. I!enllen wir daran, das, mancher von diQSeu jetzt 
alt Ist und auch er ein Recht darauf hat. daS seine 
Wilnsche in Erfllllung gehen. · 

BQ rgerme is te r Josef Fe llinger.: 
Als nJchsten Diskussionsredner bitte ich Hezm 

Stadtrat Enge! 

Stadtrat Franz Enge: 
Sehr geehrte Mit$lieder des Gemeinderates: 

Ich will nicht und ich glaube, daB auch Sie, 
meine Damen und He~n. es nicht wflil:;chen, daB 
ich auf das Referat des Kollegen Moser eingehe. Es 
war zwar sehr herausfordernd an mich als Abgeordne
ten zum Nationalrat gerichtet, auf veischiedene Fra
gen der Steuergerechtigkeit einzugehen. Ich glaube, 
eines trennt uns nicht, das getraue ich mir ganz offen 
zu sagen, daB die Auseinandersetzungen über die Steu
erbelastungeli iil1111er eine Auseiriandersetzung der 
Parteien sein wird. Ich möchte nur eines feststellen 
und das stelle ich fast vergnügt fest, daB im Referat 
des Kollegen Moser die AbgeCl!'dneten beider Partei
en - die anderen mögen sich selbst veneidigen - nicht 
sehr gut weggekommen sind. Ob das hierher gehört 
oder nicht, das will ich nicht diskuttieren, das ist ei
ne Ansichtssache. 1n - jetzt IriuB ich auch böse sein -
Ermangeilung eines anderen Forums, lieber Kollege 
MöSer, hast Du Qir eben di6SeS Forum gewählt, wo 
Dir jeder nach demokratischem Recht zuhört und auch 
Dir das demokratische Recht gegeben Ist, darüber zu 
sprechen. Sicherlich hast Du in einem recht, es las
sen sich alle Dilige miJ:Sammen in Verbindung brin
gen, das heiBt, daB die Politik, die in einem Staate 
alS'o in der Regierung gemach_t wird, ausstrahlt auf 
die Belange des ganzen Volkes, in jedes Gemeinwe
sen und auch in die Gemeinde hinein. Das ist sicher
lich richtig, doch bin ich der Meinung, daß wir doch 
hier in der Gemeindestube sitzen und nicht im Land
tag und nicht im Nationalrat, und die Probleme, die 
wir im engeren Wirkungskreise zu behandeln haben, 
besprechen, Da muB ich anerkennender Weise sagen, 
daS wir dabei alle mltsammen gut abschneiden. Die 
Kritik selbst an der Arbeit in der Gemeinde wo So
zialisten an der Hlhrung sind, war~ ich sage dies nicht 
triumphierend sondern nur feststellend, eine sehr po
sitive. Wir ·a11e haben Wnruche, die sich teils mit de
nen dtis H~ Kom1gen 1'oser unii des Herrn Kollegen 
Hochutayr decken. leb habe eindeutig gesagt teils, 
nicht in allen Belangen, das steht auBer Frage. 

Ich weiB nicht, ob ich damit ein Christkind ver
künde, aber Genosse, ah entschuldige Kollege Moser, 
Du hast Dich eine zeitlang in Deinen Ausftlhrungen -
ich könnte ja überdies auch Genosse sagen, das wlre ja 
keine Beleidigung - damit befaBt, daB wiederum zur 
Bedeckung des Abganges im hohen Haushalt, die Ge
meinden herangezogen werden. Wenn es neu ist, so 
kann ich berichten, daB dies nicht der Fall ist. Sicher
lich, das steht außer P.rage, war es ein Erfolg, daB 
sieh die Gemeinden und auch die Landesflnanzreferen-

ten dagegen gewehrt haben. Im Vordergrund des Weh· 
rens stand, daB der Finanzausgleich ja bereits beschlos
sen ist und seine Gültigkeit haben soll bis glaube ich in 
das Jahr 1963, darum wird wieder neu verhandelt. Das 
also zu dem~Es werden die Gemeinden also in Zukunft 
im Zusammenhang mit den Rentenerh!lhungen und der
gleichen Dinge, die in die Rentenreform fallen, nicht 
belastet. 

Ich möchte mich aber eindeutig gegen eines 
wehren. Es ist dies vom Kollegen Hochmayr,auch ein 
bisserl angedeutet worden - der Bund soll zahlen~ Ich 
verteidige ihn nicht. Manchmal hat man, ich gestehe 
es ganz offen, 2 Seelen in seiner Brust. Man geht 
manchmal denselben Weg oder vertritt dieselbe Ansicht 
uns sagt, das ist eigentlich Angelegenheit des Bundes. 

Wenn man dann aber auf den Grund geht, meine 
sehr verehrten Kollegen, der Bund ist eine Zusammen
fassung von uns allen, das heiBt, das was der Bund aus.
gibt, muB er von uns allen mitsammen einnehmen. Mit 
der Verteilung der Einnahmen sind Herr Kollege Moser 
und auch ich und wie ich glaube, auch viele an
dere nicht zufrieden. Beim Steuemzahlen ftlhlt sich 
jeder benachteiligt, das seht auBer Frage. Darüber 
hinaus möchte ich aber eines sagen, zur Entlastung 
der Abgeordneten vielleicht, wenn ich so sagen darf, 
daB alle Regelungen in Bezug auf Abgaben, die die 
Gemeinden und die Stldte an den Bund zu tltigen ha
ben, in demokratischer Weise zwischen diesen ICGrper
schaften abbesprochen werden, das heißt, daB in Ver
handlungen die Regierung bzw. der Finanzminister mit 
dem Gemeinde- und Stldtebund hier eine Einigung 
herbeizuftlhren veisuchL Ich ml)chte schon eindeutig 
sagen, daB es also nicht ein Nichtsehen dieser Proble
me von Seite der Abgeordneten, der Volksvertreter ist, 
sondern daB es eben eine Absprache aller dieser ICar
peischaften ist. 

Ich sage noch einmal, mich freut es, obwohl ich 
es nicht ungern gebart hätte, daB die Kritik an der Ge
meindetlltigkeit selbst eine verhlltnlsmlBig geringe ge
wesen ist. Von beiden Kollegen, sowohl vom Kollegen 
Maser als auch vom Kollegen Hochmayr, ist ein Wort 
gefallen, das ich persönlich doch gerechterweise nicht 
ganz akzeptiere, und zwar sprechen Beide in irgend
welchen Zusammenhingen von einer Notlage unserer 
Gemeinde. Da möchte ich schon sagen, die Ansicht 
über eine Notlage kann ich von verschiedenen Stand
punkten aus nicht billigen. Wenn wir die Aufgaben, die 
wir noch zu vollbrin_gen bitten, wenn wir alle Wünsche, 
die wir mitsammen haben - ich glaube bei diesen Wün
schen trennen uns nicht die Parteigrenzen - als Grund
lage nehmen, dann sind wir eine notleidende Stadt. 
Wir möchten bauen, alle Brücken und Straßen emeu
em usw .• aber jeder weiB, daB dies nicht mGglich Ist. 
Wenn ich aber die Dinge etwas objektiver betrachte 
und bedenke, was unsere Gemeinde- in jedem Jahr an 
Wohnbauten, Straßen und Beleuchtungen usw. macht, 
so bin ich der Überzeugung, daB wir keine Notlage ha
ben. Es würde uns auch in ganz Österreich keiner glau
ben, daB Steyr eine, in einer Notlage sich befindende 
Stadt ist. Ich weiB nicht genau auswendig, an welcher 
Stelle wir heute Gon sei Dank noch stehen. 

Zwischenruf Prof. Neumann: 
An zweiter! 



Stadtrat Franz Enge: 
Ja ich glaube an zweiter Stelle. 
Im Punkte Sparen hat ja unser Finanzreferent -

er wlrd mlr nicht l>Ose sein - fortgesetzt, was oben be
gonnen worden Ist und jeder einzelne Redner hat dies 
ebenfalls betont. Ich glaube, es hat keinen Sinn, ein
zelne Posten aus dem Budget zu streichen, darllber ist 
sich wohl jeder Redner Im klaren. Ich nehme die Wor
te des Herrn Vlzebnrgermeistets Paulm_ayr als humori
stische Darlegung, obwohl er im Grunde genommen 
recht hat. Es Ist eine alte Tatsache, daß, was man 
sich vorwegnimmt zu sparen, dann im Laufe des Jahres 
ausgegeben wird, leb bin vielmehr der Auffassung, al
le Posten, wie sie das Budget vorsieht, zu belassen. 
Wlr verftlgen und beschließen ja darllber im Stadt- und 
Gemeinderat das ganze Jahr. Wir haben dabei immer 
wieder die Möglichkeit, wir tun dies ja bereits seit 15 
Jahren, noch einmal abzuwllgen, was wlr durchfllhren 
und was wir einsparen können. Das sehr verehrter Ge
meinderat zu diesem Problem. 

Ich welS nicht, Kollege Hochmayr, vielleicht 
provoziere ich jetzt, ist nicht auch von den Schulhn
chem gesprochen worden? Nicht? 

Gemeinderat Hochmayr: 
Nein, darllber reden wir bei einer anderen Gele

genheit; 

Stadtrat Franz Enge: 
Dann bleibt diese Frage offen_ Ich muS eigent

lich ganz ehrlich sagen •••• 

Stadtrat August Moser: 
Provoziere das nicht!-

Stadtrat Franz Enge: 
Nein, Im Gegenteil, ich habe es nur erwartet. 

Leider ist aber darnber nicht gesprochen worden. Ich 
habe mich, da es ja meine Aufgabe gewesen wllre, da
zu etwas zu sagen, darauf vorbereilet. Lieber Hoch
mayr, es ist nicht schGn von Qir, daß Du von dem, 
worauf Ich mich vorbereitet gehabt blltte, nicht ge
sprochen but. Die Steuereinglnge in Zusammenhang 
zu bringen mit den verschiedensten Gruppen der Bevöl
kerung, mWlte vorbereitet sein •. Eine Antwort darauf 
ist mir selbstverstlndlicherweise nicht möglich. Sie 
gehört meiner Ansicht nach auch in ei11111urnderen Rah
men. 

Darf auch leb abschlieSead noch sagen, fast wie 
in jedem Jahr, dal es uns allen mitsammen eine ehrli
che Innere Freude Ist, in Steyr in der Gemeindestube 
zu sitzen, weil wirklich Sachlichkeit und Objektlvltlt 
und ich glaube auch eine gewisse persönliche l'reund
schaft he~ht, die so viel dazu beitragt, daß in un -
serer Gemeindestube ein schönes und angenehmes ar
beiten Ist. 

Ich kann, nachdem uns nur mehr einige Wochen 
vom Jahreswechsel trennen, nur sagen, es möge llabel 
bleiben und Ich glaube· daran~ 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Herr Stadtrat Besendorfer, bitte! 

Stadtrat Alois Besendorfer: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Ich möchte einige Worte zu den Ausßlhruagen 
des Kollegen Hochmayr verlieren. Er hat mich zitiert 
im Zusammenhang mit einer Erklärung vom vorigen 
Jahr betreffend des Anbaues zum Altersheim. 

Ich glaube, uns alle freut es sehr, daS der Fi
nanzreferent es trotz der Krisenlage zuwege bringen 
konnte, den Anbau des Altersheimes ins Budget unter
zubringen. 

Herr Kollege Hochmayr hat hier angeßlhrt, daS 
er diesen Wunsch, das dort eine Kapelle hineinkom
men soll, schon einige Jahre vorbringt! Wir wissen das 
ja alle. Er hat es heuer ganz besonders_gastisch ge
schildert und hier an das vorweihnachtliche Gefllhl der 
Gemeindevertreter appelliert.Ich möchte nur eine Be
richtigung dazu geben. Es könnte nllmlich der Anschein 
erweckt werden, daS bei unseren Heimbewohnern das 
Verlangen nach einer Kapelle wirklich so groB ist. 

Zwischenruf Gemeinderat Hochmayr: 
Ich zeige Dir die Unterschriften. 
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Stadtrat Alois Besendorfer: 
Es ist ein Wunsch des Kollegen Hochmayr, daS 

eine Kapelle hinaufkommt. Es ist richtig, daS eine 
Unterschriftensammlung einmal organisiert wurde, das 
Resultat liegt hier auf. Bitte, bei einer Unterschriften
sammlung ist es aber jedem überlassen, sich darüber 
eine eigene Meinung zu bilden. Ich darf hier nur sa
gen, daß ich noch niemals, wenn ich im Altersheim 
war, diesbezüglich ersucht wurde. Das ist eine Erklä
rung, die ich hier abgebe. Viele Sorgen sind an mich 
herangetragen worden, aber ich muS sagen, es ist noch 
nie einer gekommen, der gesagt hätte, ,geh', bitt
schön schauts, daß eine Kapelle ins Altersheim kommt. 
Es mag verstllndlich sein, daS verschiedene alte Leute 
gegennber Kollegen Hochmayr den Wunsch gelluSert 
haben, das streite ich gar nicht ab. Es soll aber nicht 
der Anschein erweckt werden, als wenn im Altersheim 
es die vordringlichste Sorge wäre, daS eine Kapelle 
eingerichtet wird. Das wllre nämlich ein falsches Bild. 
das man hier dem Gemeinderat gezeichnet hat. 

Ich darf dazu sagen, das haben wir auch schon 
Herrn Gemeinderat Hochmayr versichert, daS, soweit 
es im Bereiche des Möglichen liegt, allen Wünschen, 
die von den alten Leuten an uns herangetragen werden, 
weitgehendst Rechnung getragen wird. Das wollte ich 
zu den A~gen des Kollegen Hochmayr noch ge-
f:&gt haben. 

Bllrgermeisier Josef Fellinger: 
Herr Prof. Neumann bitte! 

Stadtrat Prof. Anton Neumann: 
Meine Damen und Herren! 



Wenn man so ziemlich als letzter Redner zu 
diesem Thema sprechen soll, dann passiert es, daB 
einem die Vorredner viel weggenommen haben. So ist 
es auch mir ergangen. Aber, ftlrchten Sie nicht, daß 
ich nun hier wiederholen werde, was andere gesagt 
haben, dem wir auch zustlmn'len. 

Nur einige Kleinigkeiten~ Der Voranschlag 1961 
enthält keinen Posten für die seinerzeit geplante Stadt
bücherei. Nun es soll der Ausfall dieses Postens aber 
nicht gewertet werden als vollständiges Fallenlassen 
des Gedankens an die Errichtung einer Stadtbücherei. 
Ich hllne es zwar ganz gern gesehen,- wenn wenigstens 
ein lileiner Bettag eingesetzt wnrde, gewissermaßen -als 
Erinnerungsmal, damit diese Frage nicht glnzlich un
ter den Tisch fllllt, sondern dieser Gedanke weiter er
wogen wird~ Ich will aber hoffen, daß auch ohne die
sen Bettag im· Budget der Gedanke ventilliert wird und 
ll!öchte nur hinzufllgen, daß gerade eine Stadtbücherei 
e(nen ausschlaggebenden Erfolg in der Beklmpfung von 
Schmutz und Schund haben kann. 

Bezüglich der Suaßenbeleuchtung ist in aller
letzter Zeit ein Wunsch an mich herangetragen wor
den und zwar der, bei der Errichtung von Beleuch
tungsanlagen, Rücksicht zu nehmen auf das Stadtbild. 
Es gibt Beleuchtungsmasten, welche den Blick auf, 
setzen wir das unter Anfllhru'1_gsz~ichen, "becilhmte 
Ansichten von Steyr oder · Teile von Steyr"' gerade -
zu verschandeln und fotographische Aufnahmen Cast un
möglich machen, 

Vielleicht könnte dasStadtbauamnichdoch die
ser Sache annehmen und bei Neuezstellongon darauf 
Rncksicht .nehmen und vielleicht auch solche Muten, 
die wirklich im Wege stehen, beseitigen und besser 
anbringen. 

Bezüglich Minichmayr möchte ich als Ergänzung 
zu dem was Herr Vizebürgerineister gesagt hat, Ihnen 
vorschlagen, daS die Stadt mit Henn Minichmayr sich 
in Verbindung setzt und ihn ersucht, er möge die Stadt 
ül;>er Verhandlungen die er führt, informieren, damit 
ev. Gelegenheit geboten wird, daS die Stadt sich da
bei auf irgend eine Weise einschaltet.. 

Das letzte Jahr der Tät¼gkeit des jetzigen Ge
meinderates wäre vielleicht der Zeitpunkt, den Ge
meinderlten eine Übersicht ober das Vermögen der 
Stadt zuzuieiten. Wir entscheiden über so und so viele 
Millionen und ich erinnere mich, daB in früheren Vor
anschllgen ein Passus über das Vermögen und den Zu
wachs an Vermogen enthalten war.In den letzten zwei 
oder dreiJahren ist dies nicht mehr der Fall. Vielleicht 
~l,re es angezeigt, dies gelegentlich einmal nachzu
holen. 
· Zum Schluß ml'.k:hte ich noch hinzufllgeo, daS 
meine Fraktion dem Voranschlag zustimmt. 

Bürgermeister Josef Fellinger': 
Lediglich das Schlußwort des Referenten ist noch 

ausstlndig. Ich bjtte darum~ 

Stadtrat Hans Schanovsky: 
Sehr geehner Gemeinderat'! 

Sie haben Iitlr das Schlußwort sehr leicht ge-
macht. Ich habe ja nur den Voranschlag zu rechtfenl-
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gen und zu veneidigen und brauche daher nicht auf po
litische Probleme eingehen. Wie Ich In meinen Aus
ßlbrungen schon erwlhnt habe, glbe es viele Wßnsche, 
die noch zu erfüllen wären. Sie mußten aber auf 
Grund der finanziellen Lage zur1lckgestellt werden. 
Einige der Wünsche die sie yo1gebracht haben werden 
für das nlchste Budget in Betracht gezogen. 

Wenn Sie in dem einen oder anderen Punkt mehr 
Sparsamkeit vorgeschlagen haben, wie bei den Reprl
sentationskosten, die in unserem Budget mit 60 000 
Schilling .:Yeransc~gt sind, so muß Ich Ihnen sagen, 
bei einem Budget von 100 Millionen Schilling sind 
60 000 Schilling nicht einmal ein Promlll. Ich glau
be sogar, daß wir als eine Stadt mit einem deran ho
hen Aufwand zu mehr als nur 60 000 Schilling fllI Re
prlsentationskosten verpflichtet sind. 

Kollege Enge hat ja schon auf die humoristische 
Post Fremdenverkehrswerbung hingewiesen, sodaß ich 
mir ersparen kann, diese nochmals zu erwlhnen. 

Abschließend möchte ich noch sagen, wir ha
ben in der Gemeinde nur kommunale Aufgaben zo er
ledigen. Kirchliche Interessen muß die Kirche Yertre
ten. 

Ich danke Ihnen, meine Herren, daß Sie mit so 
großem Verstlndnb heute ihre positive Erldlrung zu 
diesem Voranschlag abgegeben haben und ich freue 
mich, feststellen zu können, daB wir keine arme Stadt 
sind, daB wir doch noch zu den Stldten in ÖSterreich 
gehören, die um ihre finanzielle Lage beneidet wer
den. - Danke. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Wir kommen zur Beschlußfassung Ober den uns 

vorgelegten Antrag und ich bitte Sie, mit einem 
Zeichen der Hand Illre Zustimmung zu geben. 

Darf ich darum bitten: (Sltutllche Gemeinde
ratsmitglieder belwnden durch Erheben der Rand ihre 
Zustimmung). Die Gegenprobe bitte? Ich srelle die 
einstimmige Zustimmung zum Budget 1961 fest. 

Darf ich gleich auch die Freude daran zum Aus
druck bringen, daß es uns trotz Meinungsverschieden
heiten, die allerdings auf anderen Ebenen liegen, auf 
der Gemeindeebene immer und immer wieder in be
wlhrter Zusammenarbeit gelungen ist, die Sachlich
keit Jn den Vordergrund aller unserer Diskussionen und 
Beschlüsse zu stellen. Ich knüpfe die berechtigte Hoff
nung daran, daB es auch in Zukunft so sein wird. Ich 
danke Ihnen ftlr die Abstimmung. 

Der nlchste Tagesordnungspunkt sieht eine Vor
finanzierungsangelegenheit vor. Ich bitte ebenfalls 
Berichterstatter Schanonky~ 

Berichtentattet Stadtrat Hans Scha
novsity: 

Im Zuge der Wobnbautltigkeit unserer. Gemein
nützigen Wohnungsgesellschaft sollen wir eine Vorfi
nanzierung ßlr Y_ersctü~ene Wohnbauten gewlhren. 

Es Uegt daher folgendef Antrag vor: 

4) Ha- 146/1957 
Ha-3587/1960 
Ha-42lz!l960 



Ha-4206/1960 
Gewlhrung eines Vorfinanzierungsdarlehens an eile Ge
melnnOtzige Wohnungsgesellschaft mbH der Stadt 
Steyr. 
Der Gemeinderat wolle bescblleleq: 

Der GemeinnOtzlgen Woluiungsgesellschaft der 
Stadt Steyr GmbH wird ftlr die WohnbautenEYI/5+6, 
E X, E XII, E XIIl und Scb IV ein Vorfinanzierungsdar
lehen In der Höbe von S 8 870 000, -- gewlbrt und_ zu 
diesem Zweck obiger Betrag aus dem veranschlagten 
JCredit der VP 62-851 aoH/1960 freigegeben. 

Die Festsetzung der endgUltlgen Darlehenshöhe 
sowie der Darlehensbedingungen ftlr die einzelnen Bau
ten erfolgt zu einem splteren Zeitpunkt. Das Vorfi.
nanzierungsdarlehen ist zinsenfrei. Soweit jedoch zwi
schen Auszahlupg und Verwendung des Darlehens Zin
senertrlge bei · der Gemeinnützigen Wohnungsgesell
schaft anfallen, sind diese wie bei allen Baudarlehen 
am Jahresende an die Stadthauptkasse abzuführen. 

Der Gemeinderatsbeschluß üb~r· die ·aevom:bus
sung dieser Vorfina!lzierung vom 1. 7. 1960 wird bie
~it aufgehoben und sind die.bisher vorschußweise awt
gezahlten Betrlge auf das vo·rrmanzierungsdarleben 
anzurechnen. 

leb bitte um Annahme dieses Antrages. 

BOrgerme _ister Josef Fellingei: 
Sie b6iten einen Anuag, sind Sie damit einver

standen? Nachdem keine gegenteilige Meinung vorge
bracht wird, nehme ich Ihre Zllstiminung an. 

leb bitte Herrn Stadtrat Scbanovsky, fortzusetzen. 

Stadtrat Hans Schanoys_ky2 
Ein weiterer Antrag bet,rlfft: 

5) ÖAG-7878/1960 
St. Untqrn. 

Erwerb von Miteigentumsant~llen hpHochhaus Flmer
gasse ~-. 
Antrag des Stadtr~ll~. : 
Der Gemeinderat wolle bescbließert; 

. Der Erwerb folgender Mi~igentumsanteile nach 
dem Wo~ungseigentumsgesetz im Hocbhat15Fllrbt1rgas
se 7 w~ ~enebmigt: 

Slmtliche RJume im 1. ObE!rgeschoß, . der Ge
schlftsraum mit Magazin, Vorraum und Klosett im 
Erdgeschoß sowie das Büro i:,iit zwei Nebenrlumen und 
ein Abstellraum ebenfalls im Erdgeschoß. 

Nach Ma11gabe der Friedensmietwertfeststellung 
aes Bezirlisgerichtes Steyr bettlgt der Kaufpreis insge
samt S 1 511 084, --• Hierauf wurde im Jahre 1959 ans 
den Mitteln des aoH bereits eine Anzahlung TOD 
S 600 000, -- geleistet. Der Restbetrag von s 911084, -
wird als auBerplanml.Bige Ausgabe bei YP62-95 aoH/60 
bewlll4gt. 

DieDeckungdleserAusgabe ist auf dem Weg Uber 
die Rücklagen aus de.r Darlebensrtlckzahlung ßlr das 
Hochhaus ( 1 397 000, --) zu ertmehmen. 

Auch hier bitte ich um Ihre Zustimmung. 

BOrgermeister Josef Fellinger: 
Gri>en liie auch diesem Antrag Ihre Zustimmung? 

Dies ist der Fall. 
Bitte, es liegt noch ein Antrag vor. 

Stadtrat Hans Schanoysky: 
Im gleichen Zusammenhang mit dem Hochhaus 

Flrbergasse 7, soll ein Darlehen an die Wohnungsge
sellschaft wiederum reduziert werden. 

Der diesbezogliche Stadtratsantrag lautet: 

6) Ha-8607/1958 
Reduzierung eines Darlehens an die Gemeinnützige 
Wohnungsgesellschaft mbH der Stadt Steyr fllr den 
Bau des Hochhauses Fllrbergasse 7. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Infolge de1: Abverklufe nach dem Wohnungsei

gentumsgesetz verringert sich der Darlekensbedarf ftlr 
die vermieteten Geblludeteile des Hochhauses Färber
g~ 'Z.Das mit Beschluß des Gemeinderates vom 23. 
3.1959 gewährte Darlehen von S 6 600 000, -- wird aus 
diesem Grunde um S 1 397 000, -- auf S 5 203 000, -
gekOrzt. Vom verbleibenden Darlehen sind S 5 068 000 
ßlr das Hochhaus selbst und S 135 000, -- ftlr die damit 
in Zusammenhang erbauten 7 Garagenboxen bestimmt. 
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Das Darlehen ist mit 1„ p.a. zu tilgen und mit 
2 „ p.a. halbjährlich im vorhinein zu verzinsen, be
ginnend oüt 1. 1. 1960 (gleichbleibende, halbjlhrli
che An~ipativannuitlten) . 

Die, bisher eingeforderten Annuitäten •sind ent
sprechend dem verminderten Darlehensbetrag zu be
richtigen. 

leb bitte um Annahme dieses Antra2es. 

BOrgermelster Josef Fellinger: 
Stimmen Sie auch diesem Antrag zu? Dies ist der 

Fall. 
Als nächster Berichterstatter ist Herr Stadtrat 

Besendorfer vorgesehen. 

Stadtrat Alois Besendorfer: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Ich darf Ihnen 2 Anträge vorbringen. Der eute 
betrifft: 

7) Prls-404/1960 
Bestellung eines gemeinderltlichen Wohnungsaus
schusses. 

Antrag des Finanz- und Rechtsausschusses bzw. des 
Stadtrates. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

In den zu bildenden gemeinderätlichen Woh
nungsausschu8 werden folgende Mitglieder berufen: 
Von Seiten der SPÖ: 
Stadtrat Alois Besendorfer als Obmann 

Mitglieder: 
Burgermeister Josef Fellinger 
BUrgenneister-StellTertreter Michael Sieberer 
Gemeinderat Leopold Wippersberger 
Gemeinderat Alfred Bauma!ln 
Von Seiten der ÖVP: 
Gemeinderat Josef Hochmayr 
Gemeinderat Johann Ebmer 



Von Seiten der FPÖ: 
Gemeinderat Friedrich Stahlscbmidt 
Von Selten der KPÖ: 
Stadtrat August Moser. 

leb ersuche um die Annahme dieses Antrages. 

Bürgermeister Josef Fellinger: 
Sind Sie mit diesem Antrag einverstanden 2 Dies 

Ist der Fall. 

Stadtrat Alois Besendorfer; 
Mein zweiter Antrag betrifft: 

8) Zl. 2033/1952 
Aufhebung des GR·Beschlusses betreffend die Be· 
nUtzung von öffentlicnem Gemeindegut und dem 
darüber befindlichen Luftraum. 

Antrag des Finanz- und Rechtsausschusses. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Die Verordnung des Gemeinderates der Stadt 
Steyr vom 8. September 1953 betreffend die Ober den 

Gemeingebraucb hinausgebende Benotzung des Offeot
llchen Gemeindegutes der Stadt Steyr und des Lufttau· 
mes Ober demselben, kundgemacht am 21. September 
1953, wird hiermit aufgehoben. 

Borgermelster Josef Fellinger: 
Sind Sie auch mit diesem Antrag einyemanden 2 

Dies ist der Fall und wir sind somit am Ende der Ta· 
gesordnung angelangt. 

Ich habe Thnen den Dank fur die Mitarbeit nicht 
nur in den Sitzungen sondern in der gesamten kommu
nalen Tätigkeit zum Ausdruck zu bringen. Darf ich Th
nen auch die herzlichsten Wunsche ftlr das bevorste
hende Weihnachtsfest und ein recht erfolgreiches Neu· 
es Jahr übermitteln. 

Dasselbe möchte ich auch der Presse wUnscben, 
sie mOge uns auch im kommen<ren Jalir eine wohlwol
lende Presse sein. 

Damit ist die Gemeinderatsitzung beendet. 

Ende der Sitzung: 18, 45 Uhr. · 

De}' Vorsftz eo d.e: 

/ :11f;l:lf if 4 
Die Protokollf~rer: 

, C"ü.f"e-c!l ~(. 
... : ✓ , - { 

·"- t~vv-..-0 )-'--4--UV 

,. 
/ 
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